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zum Gutteil die mangelnde Vereinbarkeit von Job, 
Familie und politischem Amt ist, die dem Zustande-
kommen genau dieses Dreiklangs oftmals entgegen-
steht. Denn politisches Engagement frisst Zeit, und 
das häufig zur Unzeit. Die Verbesserungsvorschläge 
aus den Reihen der kommunalpolitisch engagierten 
Frauen reichen von familienfreundlichen Sitzungs-
zeiten über effektivere Sitzungsvorbereitung und die 
stärkere Nutzung digitaler Kommunikation bis hin zu 
besseren Verbindungen des öffentlichen Nahverkehrs.

Die Fachkräftesicherung in der Politik steht also 
vor den gleichen Herausforderungen wie die Fach-
kräftesicherung in der Wirtschaft. Und da der mo-
netäre Anreiz in den allermeisten Fällen fehlt, müs-
sen die so genannten weichen Faktoren umso stim-
miger sein, damit mehr Frauen „Ja“ sagen können. 
Das aufzuzeigen – auf der Basis fundierter Zahlen 
zum aktuellen Status Quo – ist das Verdienst dieser 
Studie. Durch die vielen Interviews mit aktiven Po-
litikerinnen erwächst aus dem quantitativen Teil ein 
qualitativer. Denn es werden Zusammenhänge deut-
lich und Lösungsansätze sichtbar. 

Mein Dank gilt daher nicht nur der Autorin und dem 
Autor dieser Studie, sondern auch allen, die sich ihren 
Erkenntnisgewinnen zur Verfügung gestellt haben: 
den Interviewpartnerinnen, den Gleichstellungsbe-
auftragten der Kommunen, dem Frauenbildungsnetz 
Mecklenburg-Vorpommern e. V. und der Universität 
Rostock.

Ein hoher Frauenanteil ist ein Qualitätsmerkmal. Le-
sen Sie diese Studie also als Beitrag zum politischen 
Qualitätsmanagement in unserem Land.

 
Birgit Hesse	  
Ministerin für Arbeit, Gleichstellung und Soziales  
Mecklenburg-Vorpommern

Die Ochsentour ist nicht von ungefähr ein von einem 
männlichen Tier inspirierter Begriff. Der jahrzehnte-
lange Einsatz in Ortsvereinen oder Kreistagsfraktio-
nen, unter Sonnenschirmen mit Parteilogo oder in 
verrauchten Sitzungsräumen ist für viele Frauen nicht 
sonderlich attraktiv. Sie setzen sich anderswo ein: in 
Kulturvereinen, Jugendprojekten, Begegnungsstätten, 
in der Flüchtlingshilfe. Sind Frauen deshalb unpoli-
tisch? Wohl kaum. Frauen haben Ziele, Ideen und Vor-
stellungen, wie und was in ihrem Ort, in ihrer Stadt, 
in ihrer Region sein und werden soll. Nur ist es irgend-
wie in den vergangenen Jahren nicht gelungen, einen 
spürbar wachsenden Teil dieser engagierten und am-
bitionierten Frauen für politische Ämter zu gewinnen. 

Dieser Entwicklung – oder vielmehr: dieser Nicht-
Entwicklung auf den Grund gehen zu wollen, war 
Ausgangspunkt dieser Studie. Wie sieht es eigentlich 
aus mit der Frauenquote in den politischen Gremi-
en der Städte, der Kreise und des Landes? Wie steht 
Mecklenburg-Vorpommern im Vergleich zu anderen 
Bundesländern da? Wie erleben Politikerinnen ihren 
Weg? Und woran hapert es, wenn es darum geht, mehr 
Mandate mit Frauen zu bekleiden? All diesen Fragen 
nachzuspüren, ist wichtig und notwendig. Denn die 
demografische Entwicklung erlaubt es uns nicht, auf 
weibliche Köpfe in der Politik zu verzichten. Um auf 
allen Ebenen weiterhin zukunftsorientierte und ausge-
wogene Entscheidungen treffen zu können, muss Poli-
tik das ja vorhandene Potenzial in unserer Gesellschaft 
ausschöpfen. Und das ist nun mal auch weiblich. 

Aber es ist nicht nur die Angst vor dem politischen 
Aussterben, die uns nach mehr Frauen rufen lassen 
sollte. Es ist vor allem das, was Frauen zu bieten ha-
ben. Politik lebt von der Vielfalt derer, die sie betrei-
ben, und Frauen können sich mit ihren Erfahrungen, 
ihren Sichtweisen, ihren Schwerpunkten einbringen 
und dazu beitragen, dass Politik mehr von unserer 
Gesellschaft widerspiegelt.

Widerspiegeln sollte sich dafür aber auch, wie Frau-
en leben – und zwar in der Arbeitsweise von Politik. 
Denn eine Kernbotschaft dieser Studie ist es, dass es 

Vorwort Birgit Hesse, Ministerin  
für Arbeit, Gleichstellung und Soziales Mecklenburg-Vorpommern
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„Turandot … Einmal, vor Jahrhunderten, kniete der Ritter 
und besang seine Frauen, immer ein scheinbar Bittender; sei-
ne Eifersucht, sein Geiz, sie schufen die hohen Begriffe einer 
weiblichen Ehre, die ihm diente, die auch die Frau schließ-
lich annahm, annehmen mußte, da die Welt doch eine Män-
nerwelt war. Einmal sagte die Frau: Was kniest du vor mir 
was bringst du mir Blumen und Schmuck, nur um dich sel-
ber auszustatten, deinen Besitz, deinen Genuß; daß ich ein 
Mensch bin, was kümmert es dich? … Die Frau, die ihren 
eigenen Beruf hat, sie will nicht an den Mann verkauft sein, 
gleich zu gleich, Mensch zu Mensch, die Frau als Kamerad: 
was kam schon dabei heraus? Befreiung der Frau, es war ein 
Männergedanke. Am Ende zeigt es sich als größte Vergewal-
tigung der Frau, die einzige, die sie wirklich verletzte, weil 
man sie mit Zielen krönte, die nicht ihre waren, nicht ihre 
sind: man tat ihr die Gewalt an, sie von der Gewalt zu be-
freien, die ihre natürliche Sehnsucht ist – und die Ehen gin-
gen in Massen zugrunde … Was hat sie davon, daß man sie 
anhört und ernst nimmt? Schließlich ist es sehr traurig, nur 
als Mensch dazusitzen. Ich gebe mich zu billig! kommt es ihr 
plötzlich. Angst vor der eroberten Freiheit, Angst, sie werde 
als Frau nicht mehr anerkannt, seit sie zum Menschen aus-
gerufen wurde, Angst, weil der Mann nicht mehr befiehlt, 
sondern fragt, nicht mehr zwingt, sondern berät und ihr Rät-
sel anerkennt, so, daß sie fortan über ihrem eigenen Rätsel 
verzweifelt, den Mann nicht männlich mehr findet … Angst 
dem Manne überlegen zu sein – das ist Turandot, die Prin-
zessin aus dem chinesischen Märchen …“
 
(Max Frisch, Die Schwierigen oder J‘adore ce qui me brûle, Zürich und Freiburg im Breisgau 1970, S. 129f.)
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1.	Einleitung: Frauen gleichberechtigt in der Politik?

1.1.	D ie Frau das „gleichberechtigte Wesen“:  
Fortschritt – Anspruch – Wirklichkeit

Die unglückliche Dreiecksbeziehung aus der der Frischsche Charakter Jürg Reinhart sein 
Frauenbild oder vielmehr seine Erklärung für weibliches Verhalten ableitet, steht bewusst 
als Antithese zu einem aufgeklärten modernen Frauenbild am Anfang dieser Studie. 

Letzteres lässt sich in zahlreichen Doku-
menten aus der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hundert finden, so etwa in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte, welche die 
Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen im Dezember 1948 verabschiedete. In 
der Präambel heißt es:

 

 
Weiter verkündet die Generalversammlung 
in Artikel 16 der Erklärung:

 

 
Auch im Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland wird zunächst in der Präambel 
und Artikel 1 ein Bezug zur obigen Erklä-
rung hergestellt. In Artikel 3 wird der Verfas-
sungsrang der Gleichberechtigung nochmals 
unterstrichen. Dort heißt es:

„da die Völker der Vereinten Nationen in der Charta 
ihren Glauben an die grundlegenden Menschenrech-
te, an die Würde und den Wert der menschlichen 
Person und an die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau erneut bekräftigt und beschlossen haben, 
den sozialen Fortschritt und bessere Lebensbedin-
gungen in größerer Freiheit zu fördern, …“

„1. Heiratsfähige Männer und Frauen haben ohne 
jede Beschränkung aufgrund der Rasse, der Staats-
angehörigkeit oder der Religion das Recht, zu heira-
ten und eine Familie zu gründen. Sie haben bei der 
Eheschließung, während der Ehe und bei deren Auf-
lösung gleiche Rechte. 2. Eine Ehe darf nur bei freier 
und uneingeschränkter Willenseinigung der künfti-
gen Ehegatten geschlossen werden. 3. Die Familie ist 
die natürliche Grundeinheit der Gesellschaft und hat 
Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat.“

„(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. (2) 
Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat 
fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Männern und wirkt 
auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. (3) 
Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Ab-
stammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Hei-
mat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen 
oder politischen Anschauungen benachteiligt oder 
bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Be-
hinderung benachteiligt werden.“
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Da die Empfehlungen, Verordnungen und Geset-
zesakte der Europäischen Union für alle in ihr zu-
sammengeschlossenen Nationalstaaten von Relevanz 
sind, soll die Haltung dieser supranationalen Vereini-
gung nicht vernachlässigt werden.1 Konkret wurden 
die Mitgliedsstaaten der EU aufgefordert, Lösungs-
strategien zu entwickeln und Maßnahmen einzulei-
ten, um Fortschritte hin zu einer paritätischen Teil-
habe von Männern und Frauen an politischen Ent-
scheidungsprozessen zu erreichen. 

Im Bericht des Rates vom 2. Dezember 1996 heißt 
es dazu:

Es gibt also zahlreiche Regelungen, die nicht nur die 
Gleichberechtigung verfassungsrechtlich festschrei-
ben, sondern die Förderung dieser Gleichheit zur 
Aufgabe von Staaten erklären.

Im 21. Jahrhundert geht es darum, Verfassungs- und 
Gesetzestexte in eine alltägliche Wirklichkeit zu 
überführen.

1.2.	Mo tivation und Fragestellung 
der Studie

Frauen stellen zwar mehr als die Hälfte der Bevöl-
kerung der Bundesrepublik, in politischen Ämtern 
sind sie jedoch stark unterrepräsentiert. Dies gilt un-
geachtet der Tatsache, dass der Frauenanteil an den 
bundes-, landes- und kommunalpolitischen Manda-
ten seit Bestehen der Bundesrepublik sukzessiv zuge-
nommen hat. War in den 1960er und 1970er Jahren 
Politik noch eine männliche Domäne – 1972 waren 
nur 5,3 Prozent der Bundestagsabgeordneten, durch-
schnittlich zehn Prozent der Landtagsabgeordneten 
und lediglich acht Prozent aller Kommunalpolitiker 
Frauen – so wird für die 1980er und 1990er Jahre 
vom Aufbruch der Frauen in die Politik gesprochen.3 
1998 stellten Frauen schon 31 Prozent aller Bundes-
tagsabgeordneten. Der durchschnittliche Frauen-
anteil in den Länderparlamenten betrug Ende der 
1990er Jahre ca. 30 Prozent und in den Kommunen 
waren Mitte der 1990er Jahre etwa 26 Prozent der 
Abgeordneten weiblich.4 Seit 2000 gibt es jedoch – 
so Beate Hoecker – eine Phase der Stagnation und 
des Rückschritts.5 Der Frauenanteil hat sich seitdem 
auf diesem unbefriedigenden Niveau eingependelt.

Da in der Öffentlichkeit die Teilhabe an Entschei-
dungsprozessen in Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, 
Gesellschaft und Kultur als Gradmesser für Gleich-
stellung gilt, gewinnt die Frage, wie mehr Frauen für 
solche Positionen gewonnen werden können, an Be-
deutung.

Ausgehend von dieser Überzeugung war die Grund-
lage für die durch das Ministerium für Arbeit, 
Gleichstellung und Soziales Mecklenburg-Vorpom-
mern geförderte und durch das Frauenbildungsnetz 
Mecklenburg-Vorpommern e.V. administrierte Stu-
die die im Koalitionsvertrag (SPD/CDU) von 2011 
angestrebte Erhöhung des Anteils von Frauen in der 
Politik im Bundesland. Dort heißt es unter Punkt 
249: „Mehr Frauen sollen ermutigt werden, sich in 
der Politik zu engagieren.“6

Das Projekt wurde von August 2014 bis Dezember 
2015 durchgeführt. In einer ersten Phase (August 
bis November 2014) wurde der Forschungsstand er-
arbeitet und die Datenerhebung durchgeführt.7 Bis 
Januar 2016 wurden die Daten ausgewertet und die 
Ergebnisse zusammen mit den in der Literatur be-
findlichen Vergleichsfällen in mögliche Handlungs-
orientierungen überführt. Im Jahr 2015 wurden in 

„Um der geringen Vertretung von Frauen entge-
genzuwirken, die nicht nur eine unzureichende 
Nutzung menschlicher Ressourcen, sondern auch 
ein Demokratiedefizit darstellt, nahm der Rat am 
2. Dezember 1996 eine Empfehlung über die aus-
gewogene Mitwirkung von Frauen und Männern 
am Entscheidungsprozess an, die folgende Maß-
nahmen vorsieht:

ϱϱ eine integrierte Strategie zur Förderung einer 
ausgewogenen Mitwirkung von  
Frauen und Männern,

ϱϱ die Durchführung von Kampagnen zur Sensi-
bilisierung,

ϱϱ die Erhebung von Daten,
ϱϱ die Förderung vorbildlicher Vorgehensweisen 
und

ϱϱ die Förderung der ausgewogenen Mitwirkung 
von Frauen und Männern auf allen Ebenen in 
staatlichen Organen und Ausschüssen.“2
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der zweiten Projektphase Kontakte zu allen Landkrei-
sen und den beiden kreisfreien Städten hergestellt. In 
fünf Landkreisen8 sowie in Rostock und Schwerin 
fanden mehrstündige Gesprächsrunden mit insge-
samt 35 Kommunal- und Landespolitikerinnen statt, 
in denen sie über ihren Weg in die Politik, über för-
dernde und hemmende Faktoren und über Ideen, wie 
mehr Frauen für kommunal- und landespolitische 
Mandate gewonnen werden könnten, berichteten 
und diskutierten.9 Zehn Landes- bzw. Kommunalpo-
litikerinnen nutzten die Möglichkeit, schriftlich auf 
diese Fragen zu antworten. In dieser Größenordnung 
wurden erstmalig so viele kommunal- und landespo-
litisch aktive Frauen in Mecklenburg-Vorpommern 
erreicht. Andere Untersuchungen, so z. B. die Studie: 
„Engagiert vor Ort“, basierten nur auf 25 Interviews 
mit ehren- und hauptamtlichen Kommunalpolitike-
rinnen im gesamten Bundesgebiet.10 Für die Studie: 
„Frauen führen Kommune“ wurden in der Bundes-
republik 30 einstündige Interviews und 30 Telefon-
interviews mit je 30 Frauen (davon 15 Ost/15 West) 
und 30 Männern (15 Ost/15 West) durchgeführt.11 
In beiden Untersuchungen sind Aussagen zu Meck-
lenburg-Vorpommern äußerst rar.

In Ergänzung zu den Gesprächen mit den Kommu-
nalpolitikerinnen gab es einen Austausch mit den 
Vorsitzenden bzw. Mitgliedern der parteiinternen 
oder -nahen Frauenorganisationen.

Außerdem wurden die Landesgeschäftsführenden der 
SPD, der CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90 / DIE 
GRÜNEN sowie der FDP in Hintergrundgesprä-
chen interviewt. Dabei ging es um die Fragen, wie 
in diesen Parteien versucht wird, Frauen für politi-
sche Mandate zu gewinnen, welche Herausforderun-
gen dabei auftauchen und wie sie gemeistert werden 
könnten.

Die vorliegende Studie leistet in Bezug auf das Bun-
desland Mecklenburg-Vorpommern einen Beitrag 
zur Erforschung der Motive für kommunalpoliti-
sches Engagement von Frauen. Erstens erfolgt eine 
umfangreiche Beschreibung des Status quo unter 
Einbeziehung der Landesspezifik und in Abgrenzung 
zu den alten Bundesländern (Kap. 2 und 3). Zweitens 
werden in der Verbindung der quantitativen – Lang-
zeitbetrachtung sowie Querschnitt – und qualitati-
ven Erhebung mit der bestehenden Forschung Anre-
gungen zur Diskussion von Lösungsansätzen vorge-
stellt (Kap. 4 und 5), und hierdurch kann schließlich 
drittens ein weißer Fleck der bisherigen Forschung 
ausgefüllt werden.
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2.	Ostdeutschland und Mecklenburg-Vorpommern

25 Jahre nach dem Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes gibt es hin-
sichtlich vieler Faktoren weiter deutliche Unterschiede zwischen den neuen und den alten 
Ländern der Bundesrepublik. Hieraus ergeben sich signifikante Unterschiede in den regio-
nalen Rahmenbedingungen (siehe den „Ost-West-Vergleich“ im Anhang).

2.1.	 Status quo im Ost-West-Vergleich

Ostdeutsche Frauen sind sowohl in der Privatwirt-
schaft (2008 Ost: 30 Prozent, West: 24 Prozent) als 
auch in der Kommunalpolitik in den neuen Bundes-
ländern stärker als im Westen in Führungspositionen 
vertreten.12 So sind in der Bundesrepublik von den 
„295 deutschen Landratsämtern 27 mit Frauen be-
setzt. Das entspricht einem bundesweiten Anteil von 
9,5 Prozent […].“13 In Ostdeutschland sind 9 von 58 
Landräten weiblich (15,5 Prozent), im Westen ledig-
lich 16 von 237 (6,8 Prozent). Damit ist ihr Anteil in 
Ostdeutschland mehr als doppelt so hoch wie in den 
alten Ländern.14

Im Genderranking deutscher Großstädte 201315 – in 
denen der Frauenanteil ohnehin höher als in kleine-
ren Städten oder ländlichen Gebieten ist – stellten 
Lars Holtkamp und Elke Wiechmann bei einem 
Ost-West-Vergleich fest, dass ostdeutsche Großstäd-
te bei den Oberbürgermeisterinnen deutlich besser 
abschneiden als westdeutsche Kommunen. In Ost-
deutschland wird ein Frauenanteil von gut 27 Pro-
zent erreicht. In Westdeutschland ist die Frauenre-
präsentanz mit knapp 12 Prozent erheblich niedriger. 
Holtkamp und Wiechmann führen dies vor allem 
auf das Nominierungsverhalten der größeren Volks-
parteien zurück, bei denen sich in der Regel Männer 
bei Führungspositionen durchsetzen können.16 Die-
ser Befund wurde 2014 von Helga Lukoschat und 
Jana Belschner in ihrer Studie „Frauen führen Kom-
munen“ bestätigt.17 Sie stellten zudem fest, dass der 
Frauenanteil auch von der Gemeindegröße abhängig 
ist. „Statistisch am häufigsten vertreten sind Bürger-
meisterinnen in Gemeinden zwischen 50.000 und 
100.000“ Einwohnerinnen und Einwohnern. Hier 
beträgt ihr Anteil 17,6 Prozent. In Großstädten mit 
mehr als 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
geht der Frauenanteil dagegen deutlich zurück. Ver-
gleichbares lässt sich bezüglich kleinerer Gemeinden 
feststellen.18

Anders stellt sich die Situation bei den Ratsmitglie-
dern dar. Hier liegt Ostdeutschland relativ klar hin-
ter den „alten“ Ländern. Noch offensichtlicher wird 
der Rückstand Ostdeutschlands, wenn man bei den 
westdeutschen Kommunen Nordrhein-Westfalen 
heraus rechnet, das ein anderes Wahlrecht hat als die 
anderen ost- und westdeutschen Kommunen. Nach 
Auffassung von Holtkamp und Wiechmann werden 
Frauen durch die nur in diesem Land zu vergebenen 
dezentralen Direktmandate benachteiligt. So begün-
stige die dezentralisierte Listenaufstellung größere 
Intransparenz mit der Konsequenz, dass bewährte, 
meist männliche Parteimitglieder bevorzugt und 
damit sogar parteiinterne Quotenregeln umgangen 
werden können. In diesem Kontext verweisen sie auf 
das Kommunalwahlrecht der anderen Bundesländer, 
in denen das Kumulieren und Panaschieren19 Bür-
gerinnen und Bürgern mehr Wahl- und Partizipati-
onsmöglichkeiten bieten würden.20 Trotzdem sind 
Kommunalwahlen Personenwahlen, d. h. es kommt 
darauf an, dass Kandidatinnen und Kandidaten über 
einen gewissen Bekanntheitsgrad verfügen, um sich 
Wahlchancen ausrechnen zu können.

Neben den Großstädten standen kleine und mittel-
große Gemeinden im Fokus der Forschung. So schrieb 
das Bundesministerium des Inneren ein Forschungs-
projekt zum Thema „Frauen in der Kommunalpoli-
tik der Neuen Länder“ aus. In dessen Rahmen sollte 
die kommunalpolitische Repräsentanz von Frauen in 
ländlichen Regionen und Gemeinden unterhalb der 
Schwelle von 50.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern analysiert werden.21 Hier besetzen Frauen bun-
desweit z. B. nur zwischen 7,7 Prozent (Gemeinden 
mit weniger als 10.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern) und 9,5 Prozent (Gemeinden mit 10.000 
bis 50.000 Bewohnerinnen und Bewohnern) aller 
Bürgermeisterpositionen.22 Aufgabe der Forscherin-
nen und Forscher war es daher, karrierehemmende 
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und -fördernde Faktoren herauszuarbeiten. Darüber 
hinaus wurde der Frage nachgegangen, inwieweit 
kommunalpolitisches Engagement als Bleibe- oder 
Haltefaktor in ländlichen Regionen wirkt.23

Die Autoren kamen bei der Auswertung der quanti-
tativen Gesamterhebung in 3.000 ostdeutschen Ge-
meinden zu folgenden Ergebnissen: Der Anteil von 
Frauen, die Landrätinnen waren, betrug 13,8 Pro-
zent.24 Auf Kreisebene wurde ein Frauenanteil von 
knapp 19,9 Prozent in den kommunalen Vertretun-
gen und Gremien ermittelt. Hier wirkten sie vor al-
lem ehrenamtlich. In Spitzenpositionen betrug ihr 
Anteil sogar nur 14,4 Prozent. Ähnlich sah es auf den 
Verbunds-/Verwaltungsebenen aus. Hier betrug der 
Frauenanteil in den Gremien nur 17,9 Prozent und 
in Spitzenpositionen lediglich 17,1 Prozent. Auf Ge-

meindeebene lag der Frauenanteil geringfügig höher 
(21,5 Prozent). Allerdings waren Frauen in Spitzen-
positionen (z. B. ehrenamtliche Bürgermeisterinnen, 
Gemeinderats-, Ausschuss- oder Fraktionsvorsitzen-
de) mit 13,5 Prozent deutlich unterrepräsentiert.25

In der Kommunalpolitik der neuen Länder zeigt sich, 
dass der Frauenanteil sinkt, je höher eine Position re-
spektive das Mandat ist.26

Diese Befunde lassen sich z. T. auch auf Mecklen-
burg-Vorpommern übertragen. Allerdings gibt es 
einige Besonderheiten, die nicht zuletzt durch die 
Wirtschaftsstruktur, Bevölkerungsentwicklung und 
regionale Prägungen bedingt sind. Sie haben Einfluss 
auf die Beantwortung der Frage, wie Frauen für poli-
tische Mandate gewonnen werden können.

Bürgerschaft der Hansestadt Rostock 

Quelle: Hansestadt Rostock
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2.2.	De mografische und strukturelle Rahmenbedingungen  
sowie regionale politische Kultur in Mecklenburg-Vorpommern27

Innerhalb der letzten 25 Jahre verringerte sich die 
Einwohnerzahl Mecklenburg-Vorpommerns um 
mehr als 295.000 Personen, davon 160.700 Frauen 
und 134.400 Männer.28 Mecklenburg-Vorpommern 
ist mit 69 Personen pro km2 das am dünnsten besie-
delte Land der Bundesrepublik.29

Die Altersstruktur der Bevölkerung hat sich seit 1990 
deutlich verändert. Das Durchschnittsalter lag Ende 
des Jahres 2011 bei 45,8 Jahren, d. h. war gegenüber 
1990 um fast zehn Jahre gestiegen. Aufgrund der hö-
heren Lebenserwartung lag das Durchschnittsalter 
von Frauen bei 47,4 Jahren und damit um 3,2 Jahre 
über dem der Männer (44,2 Jahre).30

Die Struktur des Landes ist landwirtschaftlich ge-
prägt. Laut Statistischem Jahrbuch werden „zwei 
Drittel der Wirtschaftsfläche des Landes […] land-
wirtschaftlich genutzt. Entsprechend ist die Sied-
lungsstruktur durch einen hohen Anteil kleiner und 
mittlerer Siedlungen gekennzeichnet. 26,3 Prozent 
der 1,6 Millionen Einwohner leben in Gemeinden 
unter 2.000 Einwohnerinnen und Einwohnern.“31 

Darüber hinaus gibt es im Flächenland Mecklen-
burg-Vorpommern seit der Kreisgebietsreform die 
größten Landkreise in der Bundesrepublik.

Die Wirtschaft des Landes wird durch kleine und 
mittelständische Unternehmen geprägt. 91 Prozent 
der Betriebe in Mecklenburg-Vorpommern haben 
weniger als zehn Beschäftigte.32

Ein weiterer wichtiger Prägefaktor ist die spezi-
fische regionale politische Kultur Mecklenburg-
Vorpommerns33. Philipp Huchel schreibt dazu: 
„So weist das Land zwar viele Gemeinsamkeiten 
mit den anderen ostdeutschen Ländern auf; histo-
risch, geografisch und kulturell ist es aber vielmehr 
dem Norden als dem Osten verbunden. Die nord-
deutsche Prägung wird unter anderem daran deut-
lich, dass sich Mecklenburg historisch schon im-
mer eher gen Hamburg orientierte, […].“34 Nach 
der Herstellung der deutschen Einheit seien diese 
Verbindungen zum norddeutschen Raum35 erneu-
ert worden. Beispielhaft dafür stünden der „Beitritt 
Mecklenburg-Vorpommerns zum Norddeutschen 
Rundfunk (NDR) und die Aufnahme von Teilen 
des Landes in die Hamburger Metropolregion.“36

Die Zivilgesellschaft ist in Mecklenburg-Vorpom-
mern nur schwach ausgebildet.37 Die Ursachen da-

für sind die sich infolge des demografischen Wan-
dels vollziehende Veränderung der Bevölkerungs-
struktur und die Abwanderung vor allem junger 
Menschen. Zwischen 1999 und 2009 stagnierte 
die Zahl der freiwillig Engagierten bei 29 Prozent38 
(Bundesdurchschnitt: 36 Prozent39). Neuere Unter-
suchungen kommen zu dem Schluss, dass in den 
ländlichen Regionen Ostdeutschlands, d. h. auch 
in Mecklenburg-Vorpommern, deutlich weniger 
Menschen aktiv sind als in den ländlichen Gebie-
ten der alten Bundesrepublik. Dies falle „umso mehr 
ins Gewicht, weil in Ostdeutschland fast die Hälfte 
der Landesfläche auf den ländlichen Raum verteilt 
ist und in den vielen entlegenen Regionen, wo die 
öffentliche Daseinsvorsorge bereits bröckelt, bür-
gerschaftliches Engagement gerade besonders nötig 
wäre.“40 Die Ursachen für das geringere Engagement 
sind vielschichtig. Vor allem die Abwanderung der 
jüngeren, tendenziell aktiveren Bevölkerung in die 
Städte, wirkt sich negativ aus.41 Generell gilt, „je we-
niger Kinder in einer Region leben und je höher der 
Anteil an Menschen über 70 Jahren ist, desto gerin-
ger die Engagementquote.“42

„Daneben beeinflussen sozioökonomische Fakto-
ren wie das Einkommen und der soziale Status die 
Bereitschaft, sich für das Gemeinwohl einzusetzen. 
Die Bereitschaft ist bei Erwerbstätigen mit höheren 
Einkommen am stärksten und damit in den tenden-
ziell einkommensschwächeren ländlichen Regionen 
Ostdeutschlands geringer ausgeprägt.“43 Diese Be-
funde dürften auch für Mecklenburg-Vorpommern 
zutreffen.

Ein weiterer Prozess, der im Hintergrund stattfindet, 
ist der generationale Wechsel. 25 Jahre nach der Wie-
dervereinigung nimmt der Anteil der im geeinten 
Deutschland sozialisierten Bevölkerung zu. Selbst 
wenn die Erinnerung an „Normen und Werte“ der 
DDR-Gesellschaft noch familial und kollektiv wei-
tergegeben werden, verändert sich die Gesellschaft.44 
Es ist zu erwarten, dass sich das auch im Untersu-
chungsfeld nachweisen lässt.

Diese demografischen, strukturellen und regionalen 
politischen Rahmenbedingungen sind nicht nur eine 
Herausforderung für die Landespolitik in Mecklen-
burg-Vorpommern, sondern auch für all jene rele-
vant, die mehr Frauen für politische Mandate gewin-
nen wollen. Sie müssen sich auf diese Bedingungen 
einstellen und neue Rekrutierungswege erschließen.
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3.	Frauen in der Politik in Mecklenburg-Vorpommern 
	 – Zahlen und Fakten

Im Jahr 2011 veröffentlichte das Statistische Landesamt Mecklenburg-Vorpommern zum 
fünften Mal (nach 1994, 1997, 2000 und 2005) ein Sonderheft „Frauen in Mecklenburg-
Vorpommern in Zahlen“.45 Darin wird festgestellt, dass, gemessen an ihrem Anteil an der 
wählbaren Bevölkerung von rund 51 Prozent, Frauen in Mecklenburg-Vorpommern schon 
bei den Bewerbungen um ein Abgeordnetenmandat in den demokratischen Vertretungen 
auf kommunaler Ebene, im Landtag oder im Bundestag stark unterrepräsentiert waren. 

So stellten sie bei den Wahlen im Jahr 2009 mit 
24,3 Prozent (Kommunalwahl), 25,0 Prozent (Bun-
destagswahl) und auch bei der Landtagswahl 2011 
mit 23,5 Prozent nur bis zu einem Viertel der Bewer-
berinnen und Bewerber. Bei der Europawahl 2009 er-
reichte der Frauenanteil unter den Bewerbungen mit 
31,6 Prozent das höchste Niveau.46 Interessanterwei-
se scheint es jedoch so zu sein, dass Kandidatinnen 
von den Parteien durchaus auf aussichtsreiche Listen-
plätze gesetzt werden und daher größere Chancen ha-
ben, gewählt zu werden. So ist der Anteil der gewähl-
ten Frauen im Landtag Mecklenburg-Vorpommern 
seit 1994 zumeist höher als der Frauenanteil unter 
den Bewerberinnen und Bewerbern um ein Abge-
ordnetenmandat.47 Unmittelbar nach der Wahl 2011 
waren von den 71 Landtagsabgeordneten 20 Frauen 

und 51 Männer (Frauenanteil: 28,2 Prozent; Anteil 
an den Bewerberinnen und Bewerbern: 23,5 Pro-
zent). Insgesamt gesehen scheint sich bezüglich der 
Entwicklung des Frauenanteils unter den Landtags-
abgeordneten die These zu bestätigen, dass es bis 
Anfang der 2000er Jahre eine kontinuierliche Stei-
gerung gab und danach Stagnation bzw. Rückgang 
einsetzte.48 Waren im Jahr 1990 lediglich 14 der 66 
(21,2 Prozent) Landtagsabgeordneten Frauen, so wa-
ren es im Jahr 2000 bereits 34,4 Prozent (23 weibli-
che und 50 männliche Abgeordnete), d. h. innerhalb 
von zehn Jahren wurde eine Steigerung von mehr als 
13 Prozent erreicht.49 Vergleicht man diese Daten 
mit denen der letzten Landtagswahl (Frauenanteil 
28,2 Prozent), dann ist der Frauenanteil seitdem um 
sechs Prozent gesunken.

Kreistag Ludwigslust-Parchim 

Quelle: Landkreis Ludwiglust-Parchim
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3.1.	D ie Landesebene

In Mecklenburg-Vorpommern fanden seit der Landes-
neugründung 1989/90 sechs Landtagswahlen statt. 
Seit der ersten Wahl am 14. Oktober 1990 saßen bis 
heute insgesamt 228 Abgeordnete von sechs Parteien50 
im Schweriner Schloss. 63 davon waren Frauen, das 
entspricht einem Anteil von 27,63 Prozent (Abb. 1). 

Der durchschnittliche Bildungsgrad der Parlamen-
tarierinnen und Parlamentarier war und ist sehr 
hoch. In Tabelle 1 sind alle mit „eins“ codierten 
Abgeordneten im Besitz eines Hochschulabschlus-
ses (Fachhochschule, Universität oder vergleichbar). 
Jene mit „zwei“ haben eine Berufsausbildung (also 
mind. mittlere Reife oder Abitur) oder gaben im Da-
tenhandbuch des Landtages eine im Bereich Kultur 
verortete Tätigkeit an. Da die Angaben auf Freiwil-
ligkeit beruhen und sich im Verlauf der Legislatur-
perioden bei einigen auch geändert haben, sollte die 
Verlässlichkeit nicht überschätzt werden. Ungeachtet 
dessen scheint sich die These von Christian Welzel in 
der Potsdamer Elitenstudie der 1990er Jahre, wonach 
sich die Resteliten der DDR von der nationalen Ebe-
ne auf die Länderebene begeben haben, für Mecklen-
burg-Vorpommern zu bestätigen.51 Die nachwach-
sende Generation, welche nicht mehr primär in der 
DDR sozialisiert wurde,52 behält die, für die alten 
Bundesländer nicht selbstverständliche, sehr hohe 
Bildungsqualifikation bei. Bei einem geschlechtsspe-
zifischen Vergleich des Bildungsgrads fällt auf, dass 
Frauen häufiger über einen Hochschulabschluss ver-
fügen als Männer (85,71 zu 79,39 Prozent).

Aufschlussreich ist die Entwicklung des Anteils von 
Männern und Frauen im Landtag seit 1990. Es zeich-
net sich zunächst ein Anstieg von 18,42 Prozent 1990 
bis 1994 über 29,17 (1994 bis 1998) zu 35,53 Pro-
zent in der Legislaturperiode 1998 bis 2002 ab. 2002 
bis 2006 wurde dieser Wert mit 34,25 Prozent na-
hezu bestätigt, ist aber seitdem wieder rückläufig. So 
gab es 2006 bis 2011 mit 25,68 Prozent den zweit-
niedrigsten Stand. Es lässt sich zeigen, dass dies nicht 
zuletzt an den kleinen, größtenteils diskontinuierlich 
in den Landtag eingezogenen Parteien liegt (BÜND-
NIS 90 / DIE GRÜNEN, FDP und NPD). Seit 2011 
liegt der Wert bei 29,33 Prozent und damit zwar 
knapp sechs Prozent unter dem Höchststand, aber 
immer noch zwei Prozent über dem Gesamtschnitt 
seit 1990 (Abb. 2).

Längsschnittdarstellungen zum Geschlechterverhält-
nis sind nur bei der CDU, DIE LINKE und der SPD 
möglich. Alle anderen Parteien waren nur temporär 
mit Mandaten ausgestattet. Im Falle der rechtsextre-
men NPD ist das Thema „Frauenanteil“ augenfällig. 
Unter den bisher sieben Abgeordneten befand sich 
seit 2006 keine einzige Frau.

Die Reihung erfolgt daher zunächst alphabetisch und 
dann nach Anzahl der Legislaturperioden, die die je-
weilige Partei im Landtag vertreten war.53 Dadurch 
ergibt sich ein deutlich differenziertes Bild zum oben 
dargestellten Durchschnitt (Abb. 1 und 2).

Für die CDU zeigt sich durch den sukzessiven Ver-
lust von Parlamentsmandaten, bei gleichzeitiger Ver-
doppelung des absoluten Frauenanteils zur Legisla-
turperiode 2002 bis 2006, ein Anstieg von 7,89 auf 
24,00 Prozent. Nach der Wahl 2011 waren nur noch 
zwei Frauen unter 19 Mandatsträgern der CDU-
Landtagsfraktion. Der Frauenanteil lag damit bei 
10,53 Prozent. Er kann folglich als konstant niedrig 
bezeichnet werden (Abb. 3)

Geschlechterzugehörigkeit
s e i t  1 9 9 0  a b s o lu t

  M ä n n e r   F r a u e n 

Abbildung 1 
Quelle: Eigene Darstellung

Bildungsgrad der Abgeordneten 
1 9 9 0  b i s  2 0 1 1

Grad Männer Frauen

1 131 54

2 34 9
Tabelle 1

Quelle: Eigene Darstellung
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  M ä n n e r   F r a u e n 

Abbildung 2 

Quelle: Eigene Darstellung

Prozente: 

1990-1994:	 18,42 %;  

1994-1998:	 29,17 %;  

1998-2002:	 35,53 %;  

2002-2006:	 34,25 %;  

2006-2011:	 25,68 %;  

seit 2011:	 29,33 %
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  M ä n n e r   F r a u e n 

Abbildung 3

Quelle: Eigene Darstellung

Prozente: 

1990-1994:	 07,89 %;  

1994-1998:	 12,90 %;  

1998-2002:	 16,67 %;  

2002-2006:	 24,00 %;  

2006-2011:	 20,00 %;  

seit 2011:	 10,54 %
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  M ä n n e r   F r a u e n 

Abbildung 5

Quelle: Eigene Darstellung

Prozente:  

1990-1994:	 20,00 %;  

1994-1998:	 39,13 %;  

1998-2002:	 40,00 %;  

2002-2006:	 33,33 %;  

2006-2011:	 26,09 %;  

seit 2011:	 30,00 %

SPd
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Bei der Partei DIE LINKE ist der Ansatz der paritä-
tischen Sitzvergabe seit 1990 in den Daten nachweis-
bar. 1990 bis 1994 lag der Tiefstwert bei 42,86 Pro-
zent. Von 2006 bis 2011 wurde mit 53,33 Prozent der 
Höchstwert erreicht. Die Ausschläge nach unten, seit 
2011 „nur“ 46,67 Prozent, sind damit eher dem Fak-
tor „Erlangung von Direktmandaten“ (gelingt i. d. R. 
eher Männern) und möglicherweise den grundsätz-
lichen Rekrutierungswerten zuzuschreiben (Abb. 4).

Bei der SPD ist seit 1990 das Bemühen zu erkennen, 
den Frauenanteil zu erhöhen. So wurde von der er-
sten Legislaturperiode zur dritten, bei einem Anstieg 
der Zahl der Mandate von 20 auf 30, der Frauenan-
teil überproportional von 20 auf 40 Prozent erhöht. 
Seitdem ist dieser Wert allerdings auf ca. 30 Prozent 
zurückgegangen. Der neuerliche Mandatsanstieg zur 
Wahl 2011 hat bei leichter Verbesserung den Trend 
bestätigt (Abb. 5).

  M ä n n e r   F r a u e n 

Abbildung 4 

Quelle: Eigene Darstellung

Prozente: 

1990-1994: 	 42,86 %;  

1994-1998: 	 44,44 %;  

1998-2002: 	 50,00 %;  

2002-2006: 	 53,33 %;  

2006-2011: 	 53,58 %;  

seit 2011: 	 46,67 %

DIE LINKE
G e s c hl  e c h t e r v e r t e i lu n g  i m  L a n d ta g  s e i t  1 9 9 0

1998-2002 2011-20162006-20112002-20061994-1998

8

6

8

10

11

8

7 7 7

8

6

12

10

8

6

4

2

0



  M ä n n e r   F r a u e n 

Abbildung 7 

Quelle: Eigene Darstellung
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Für die FDP ergibt sich eine uneinheitliche Entwick-
lung. Die punktuelle Darstellung zeigt, dass die Partei 
in beiden Fällen je eine Frau ins Parlament entsand-
te, die restliche Fraktion wurde jeweils von Männern 
„aufgefüllt“. Prozentual reduziert sich der Frauenan-
teil dadurch von 25,00 auf 14,29 Prozent (Abb. 6). 
Die Fraktion von BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 
verfügt über den höchsten Frauenanteil aller bisher 
im Parlament vertretenen Parteien. Seit 2011 sind vier 
von sieben Abgeordneten Frauen. Diese 57,14 Pro-

zent sind in Ermangelung eines Vergleichspunktes 
allerdings nicht weiter aussagekräftig. Ein möglicher 
Wiedereinzug in den Landtag nach den Wahlen im 
Jahr 2016 könnte hier aufschlussreich sein. Die Praxis 
der Partei, über die Listenzusammenstellungen Parität 
zu garantieren, scheint dafür zu sprechen, dass dieser 
Anteil annähernd wieder erreicht wird. Lediglich er-
rungene Direktmandate könnten dieses Verhältnis 
beeinflussen (Abb. 7).

  M ä n n e r   F r a u e n 

Abbildung 6 

Quelle: Eigene Darstellung
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CDU 
R e l e va n t e  R a hm  e n d at e n  i m  D u r c h s c h n i t t  s e i t  1 9 9 0

Eintrit tsalter Verweildauer Kinder

Männer 47,57 1,80 2,33

Frauen 37,33 2,00 1,33

Tabelle 4

Quelle: Eigene Darstellung
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Neben den Daten zum Frauenanteil im Parlament 
und je Fraktion sind die Indikatoren Eintrittsalter, 
Verweildauer und Kinderzahl im Durchschnitt von 
Interesse. Die Reihenfolge wird wiederum zunächst 
alphabetisch und dann nach Anzahl der Legislatur-
perioden geordnet.

Betrachtet man das gesamte Parlament, so ist das Ein-
trittsalter mit 46,10 Jahren bei Männern gut drei Jah-
re höher als das von Frauen. Die Verweildauer liegt 
bei männlichen Mandatsträgern um 0,12 Legislatur-
perioden unter der von weiblichen Abgeordneten. 
Dafür haben Männer im Schnitt 0,10 Kinder mehr.

Der Vergleich der drei kontinuierlich im Parlament 
vertretenen Parteien führt zu einem ähnlichen Bild. 
Das Eintrittsalter steigt und männliche Abgeordnete 
sind fast vier Jahre älter als weibliche. Die Verweil-
dauer erhöht sich ebenfalls und fällt deutlicher zu 
Gunsten der Frauen aus. Dafür verändert sich der 
Abstand bei der Zahl der Kinder.

In der CDU-Fraktion sind Frauen im Schnitt zehn 
Jahre jünger als die Männer. Letztere liegen altersmä-
ßig zudem anderthalb Jahre über den Gesamtschnitt 
aller Landtagsabgeordneten. Ihre Verweildauer liegt 
unter dem Durchschnitt und bei der Kinderzahl ist 
die Diskrepanz zwischen den weiblichen und männ-
lichen Mandatsträgern der CDU sehr groß. Männer 
haben fast doppelt so viele Kinder in ihrem Haushalt. 

Bei der Partei DIE LINKE sind die Werte Eintritts-
alter, Verweildauer und Kinderzahl in der Nähe des 
Gesamtschnitts des Parlaments. Dabei sind Frauen 
beim Eintritt in das Parlament im Schnitt fünf Jahre 
jünger als die Männer ihrer Fraktion. Sie verweilen 
allerdings auch kürzer im Parlament. Das gilt auch 
im Vergleich mit allen Landtags- und Unionsabge-
ordneten.

Bei der SPD sind die Männer etwas jünger und die 
Frauen etwas älter als im Gesamtschnitt. Die Verweil-
dauer ist deutlich höher als bei den anderen Parteien 
und liegt relativ dicht beieinander. In der SPD haben 
die Parlamentarierinnen deutlich mehr Kinder als die 
männlichen Mandatsträger.

 

SPD 
R e l e va n t e  R a hm  e n d at e n  i m  D u r c h s c h n i t t  s e i t  1 9 9 0

Eintrit tsalter Verweildauer Kinder

Männer 45,43 2,32 1,21

Frauen 44,96 2,26 2,35

Tabelle 6

Quelle: Eigene Darstellung

CDU, DIE Linke, Spd 
R e l e va n t e  R a hm  e n d at e n  i m  D u r c h s c h n i t t  s e i t  1 9 9 0

Eintrit tsalter Verweildauer Kinder

Männer 46,90 2,04 2,09

Frauen 43,16 2,16 1,99

Tabelle 3

Quelle: Eigene Darstellung

Alle Parteien 
R e l e va n t e  R a hm  e n d at e n  i m  D u r c h s c h n i t t  s e i t  1 9 9 0

Eintrit tsalter Verweildauer Kinder

Männer 46,10 1,93 2,09

Frauen 42,97 2,05 1,98

Tabelle 2

Quelle: Eigene Darstellung

DIE LINKE 
R e l e va n t e  R a hm  e n d at e n  i m  D u r c h s c h n i t t  s e i t  1 9 9 0

Eintrit tsalter Verweildauer Kinder

Männer 47,73 2,23 2,14

Frauen 42,52 2,04 2,00

Tabelle 5

Quelle: Eigene Darstellung
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Die Tabellen 7-9 sollen nicht im Detail beschrieben 
werden. Es zeigt sich, dass die „kleinen“ Parteien 
den Altersschnitt und die Verweildauer (vgl. Tab. 2) 
nach unten ziehen. Die Durchschnittswerte sind in 
Ermangelung mehrerer Datenpunkte weniger aussa-
gekräftig.

Mit Blick auf die NPD fällt auf, dass die Partei, die 
ideologisch den Kinderreichtum in den (deutschen) 
Familien fördern möchte, in der Person ihrer Parla-
mentarier nicht mit gutem Beispiel voran geht.

FDP 
R e l e va n t e  R a hm  e n d at e n  i m  D u r c h s c h n i t t  
v o n  1 9 9 0 - 1 9 9 4  u n d  2 0 0 6 - 2 0 1 1

Eintrit tsalter Verweildauer Kinder

Männer 42,44 1,00 1,44

Frauen 35,50 1,00 2,50

Tabelle 7

Quelle: Eigene Darstellung

Bündnis 90 / Die Grünen  
R e l e va n t e  R a hm  e n d at e n  i m  D u r c h s c h n i t t  s e i t  2 0 1 1

Eintrit tsalter Verweildauer Kinder

Männer 45,33 1,00 2,00

Frauen 44,00 1,00 1,00

Tabelle 9

Quelle: Eigene Darstellung

NPD
R e l e va n t e  R a hm  e n d at e n  i m  D u r c h s c h n i t t  s e i t  2 0 0 6

Eintrit tsalter Verweildauer Kinder

Männer 38,43 1,57 0,86

Frauen 0,00 0,00 0,00

Tabelle 8

Quelle: Eigene Darstellung

Kreistag Nordwestmecklenburg 

Quelle: Landkreis Nordwestmecklenburg
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Zusammengefasst lässt sich für die Landesebene 
Mecklenburg-Vorpommerns nachweisen, dass es bis 
Mitte der 2000er Jahre einen Anstieg des Frauenan-
teils in der Landes- und Kommunalpolitik gegeben 
hat. Danach fällt der Wert ab und stagniert in der 
Nähe des Langzeitdurchschnitts. Wesentlichen Ein-
fluss auf diesen Trend hatte der Einzug der FDP und 
der NPD 2006 in das Landesparlament. Die FDP 
drückte mit nur einer Frau unter sieben Abgeordne-
ten den Durchschnitt. Die Rechtsextremisten hatten 
bisher noch nie eine Mandatsträgerin im Landtag. 
Der leichte Anstieg nach der Wahl 2011 wurde so-
wohl durch das sehr gute Wahlergebnis für die SPD 
als auch durch den Einzug von BÜNDNIS 90 / DIE 
GRÜNEN beeinflusst.

Bei den Indikatoren „Verweildauer“ und „Anzahl der 
Kinder“ mit Blick auf die Geschlechter ist vor allem 
der Vergleich zwischen den drei ständig im Landtag 
vertretenen Parteien interessant. Deutlich sichtbar 
wird hier der Gegensatz zwischen CDU und SPD. 
Während die Union zwar anteilig männerdomi-
niert ist, verweilen CDU-Frauen im Schnitt länger 
im Parlament. Im Gegenzug haben sie deutlich we-
niger Kinder als die Männer (pro Familie). Bei der 
SPD stellt sich dieses Verhältnis umgekehrt da. Die 
Männer verweilen länger, haben im Schnitt aber nur 
halb so viele Kinder wie SPD-Mandatsträgerinnen. 
Frauen sind im Umkehrschluss etwas kürzer im Amt, 
bekommen dafür aber anteilig mehr Kinder. DIE 
LINKE ist bei diesen Parametern eher mit der SPD 
vergleichbar, wobei hier Männer und Frauen ähn-
lich viele Kinder haben. Bei der CDU entsteht der 
Eindruck, dass die landes- oder kommunalpolitische 
Karriere von Mandatsträgerinnen zu Lasten ihrer Fa-
milienplanung geht, während bei den Mandatsträge-
rinnen und -trägern der SPD die Männer eher auf 
Kinder verzichten. Auch wenn man das sog. „Eintritt-
salter“ berücksichtigt, bestätigen sich diese Zahlen. 
So sind die Parlamentarierinnen der CDU gut sieben 
Jahre jünger als ihre Pendants von der SPD. Letztere 
scheinen also erst in die Politik zu gehen, wenn die 
Kinder „aus dem Gröbsten heraus“ sind. Ein anderes 
Argument wäre die Vermutung, dass der Weg in die 
Landespolitik parteiintern so „lang“ ist, dass der Ein-
tritt entsprechend spät erfolgt – „Ochsentour“ oder 
Karriereleiter. Bei der Partei DIE LINKE sind die 
Frauen im Schnitt fünf Jahre jünger als die Männer. 
Bei allen anderen Werten gibt es kaum gravierende 
Unterschiede.

Der Blick auf die Bundesebene zeigt, dass durch-
aus paritätische Verhältnisse zwischen weiblichen 
und männlichen Abgeordneten möglich sind. Noch 
2009 waren von den 14 Bundestagsabgeordneten aus 
Mecklenburg-Vorpommern fünf weiblich und neun 
männlich (Frauenanteil: 35,7 Prozent; Anteil an den 
Bewerberinnen und Bewerbern: 25,0 Prozent). Nach 

den Bundestagswahlen 2014 waren sechs der 13 Ab-
geordneten weiblich, der Frauenanteil betrug folglich 
46 Prozent.54 Selbst wenn dieses Ergebnis durch ei-
nen spezifischen Wahlzuspruch in Verbindung mit 
Besetzung von Listenplätzen und Bewerbung auf 
Direktmandate bedingt ist, kann von einem – zu-
mindest temporären – Erfolg gesprochen werden. 
Dies wird auch daran deutlich, dass unter den Be-
werberinnen und Bewerbern der Frauenanteil nur bei 
34,1 Prozent gelegen hatte.55

Anders sieht es dagegen in den Kreistagen der Land-
kreise und Stadtvertretungen sowie Bürgerschaften 
der kreisfreien Städte aus. Unter den 863 Abgeord-
neten, die 2009 gewählt wurden, waren 206 Frauen 
(23,9 Prozent). Der Anteil an den Bewerberinnen 
und Bewerbern hatte dagegen bei 24,3 Prozent ge-
legen.

Ins Europäische Parlament schaffte es bis zum Jahr 
2009 keine einzige weibliche Abgeordnete aus 
Mecklenburg-Vorpommern.56 Das änderte sich erst 
im Jahr 2014, als mit Iris Hoffmann (SPD) zum er-
sten Mal eine Frau aus Mecklenburg-Vorpommern 
ins EU-Parlament gewählt wurde. Mecklenburg-
Vorpommern wird seitdem von vier Männern (Wer-
ner Kuhn/CDU; Reinhard Bütikofer/BÜNDNIS 
90 / DIE GRÜNEN; Arne Gericke/Familien-Partei 
Deutschlands; Helmut Scholz/DIE LINKE) und ei-
ner Frau im EU-Parlament vertreten. Allerdings fällt 
bei der Durchsicht „der Listenbesetzung der Parteien 
zur Europawahl […] auf, dass Kandidatinnen und 
Kandidaten aus Mecklenburg-Vorpommern“57 nur 
selten und wenn, dann eher auf mittleren bis hinte-
ren Positionen zu finden waren. „Während die CDU 
mit eigenen Landeslisten antrat und dort Werner 
Kuhn auf Listenplatz eins setzte – es gab allerdings 
auch nur zwei Plätze – findet sich bei der SPD erst 
auf Listenplatz 26 die Kandidatin aus Mecklenburg-
Vorpommern […]. Die anderen Parteien stellten 
wenn, dann nur einen Platz für Kandidatinnen und 
Kandidaten aus dem Bundesland zur Verfügung.“58

Gemessen am Frauenanteil an der wahlberechtig-
ten Bevölkerung bleibt bis zu einer paritätischen 
Vertretung von Frauen und Männern in der Politik 
Mecklenburg-Vorpommerns und in der EU noch 
viel zu tun. Das zeigt sich auch bei dem Vergleich 
des Frauenanteils in den Landesparlamenten in den 
ostdeutschen Ländern. Hier bildet der Landtag in 
Mecklenburg-Vorpommern das Schlusslicht.59

Anders sieht die Situation aus, wenn verglichen wird, 
welche hohen politischen Ämter der Länder von 
Frauen wahrgenommen werden. Bundesweit gab 
es Ende 2011 insgesamt 242 Staatssekretärinnen, 
Staatssekretäre, Staatsrätinnen, Staatsräte, Ministeri-
aldirektorinnen und Ministerialdirektoren. Durch-
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schnittlich 25,6 Prozent dieser Leitungspositionen 
besetzten Frauen. In der Landesregierung Mecklen-
burg-Vorpommerns waren 30 Prozent dieser Posten 
in der ersten und zweiten Leitungsebene in weibli-
cher Hand. Damit lag das Land 2011 in dieser Kate-
gorie deutlich über dem Bundesdurchschnitt.60

Nimmt man die Landesregierung Mecklenburg-Vor-
pommerns in den Blick, so hatten Frauen seit 1990 
die Ministerien Finanzen (durchgängig), Umwelt, 
Bildung, Justiz und Soziales inne. In die Position ei-
ner Staatssekretärin wurden mit Dr. Gabriele Wurzel 
(1992-1994 Chefin der Staatskanzlei, 1994-1998 
Beauftragte des Landes beim Bund) und ab 1994 bis 
2011 als parlamentarische Staatssekretärinnen für 
Frauen- und Gleichstellung – Karla Staszak (1994-
2002) und Dr. Margret Seemann (2002-2011) – eine 
sehr geringe Zahl von Frauen berufen. Letzteres The-
menfeld wurde von 1990 bis 1994 durch eine Ab-

teilungsleiterin im Sozialministerium wahrgenom-
men. Seit 2011 ist es dem Ministerium für Arbeit, 
Gleichstellung und Soziales in Gestalt der Leitstelle 
für Frauen und Gleichstellung zugeordnet. Nach der 
letzten Landtagswahl (2011) waren es erstmals drei 
Staatssekretärinnen: Justizministerium (Birgit Gärt-
ner), Ministerium für Energie, Infrastruktur und 
Landesentwicklung (Ina-Maria Ulbrich) sowie die 
Bevollmächtigte des Landes beim Bund (Dr. Pirko 
Kristin Zinnow).

Seit 1990 gab es nie mehr als drei weiblich besetzte 
Ministerien und drei Staatssekretärinnen gleichzeitig. 
Letztgenannte Kombination stellt dabei in der sech-
sten Legislaturperiode einen Höhepunkt dar.

Die Kontinuitäten sind häufig an ein und dieselbe Per-
son gebunden. So gab es in der Landesregierung insge-
samt nur elf Frauen mit Ministerrang:

ϱϱ Dr. Petra Uhlmann (CDU), Umweltministerin (1990-1994)
ϱϱ Bärbel Kleedehn (CDU), Finanzministerin (1990-1996)  
und Ministerin für Bau, Landesentwicklung und Umwelt (1996-1998)

ϱϱ Sigrid Kehler (SPD), Finanzministerin (1996-2008)
ϱϱ Heike Polzin (SPD), Finanzministerin (seit 2008)
ϱϱ Steffie Schnoor (CDU), Kultusministerin (1992-1994)
ϱϱ Regine Marquardt (SPD), Kultusministerin (1994-1998)
ϱϱ Uta Maria Kuder (CDU), Justizministerin (seit 2006)
ϱϱ Dr. Martina Bunge (PDS), Ministerin für Gesundheit und Soziales (1998-2002)
ϱϱ Dr. Marianne Linke (PDS), Sozialministerin (2002-2006)
ϱϱ Manuela Schwesig (SPD), Ministerin für Soziales und Gesundheit (2008-2011)  
sowie Arbeit, Gleichstellung und Soziales (2011-2013)

ϱϱ Birgit Hesse (SPD), Ministerin für Arbeit, Gleichstellung und Soziales (seit 2013)



Kreise und Kreisfreie Städte
G e s c hl  e c h t e r v e r t e i lu n g  i m  Ü b e rbl   i c k

Tabelle 10

Quelle: Eigene Darstellung

Wahlvorschlag Wahlergebnis 2014

Gesamt Frauen in % Gesamt Frauen in %

LK NWM 281 72 25,62 61 19 31,15

LK LuP 396 102 25,76 77 17 22,08

LK Rostock 309 59 19,09 69 15 21,74

LK MSE 362 83 22,93 76 11 14,47

LK V-R 309 89 28,80 69 16 23,19

LK V-G 360 77 21,39 69 16 23,19

Schwerin 174 55 31,61 45 12 26,67

Rostock 187 57 20,48 53 22 41,51

Ø Land 2378 594 24,98 519 128 24,66

Ø Kreise 2017 482 23,90 421 94 22,33

Ø Städte 367 112 30,52 98 34 34,69
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Gemessen an den Möglichkeiten der jeweiligen Mi-
nisterpräsidenten, die seit 1990 insgesamt 83 Mini-
sterposten besetzen konnten (einschließlich des Postens 
des Ministerpräsidenten), bleibt der Frauenanteil mit 
lediglich 22 Positionen (26,5 Prozent) in den Landesre-
gierungen deutlich verbesserungswürdig (siehe Abb. 8).

Zusammenfassend kann im Langzeitschnitt zur Lan-
desregierung festgehalten werden, dass seit 1990 le-

diglich elf Frauen ein Ministerium geführt haben. 
Darüber hinaus scheint es Ressorts zu geben, in denen 
Frauen am ehesten eingesetzt werden. So war bisher 
das Finanzministerium durchgängig weiblich besetzt. 
In der seit 1998 von der SPD-geführten Regierung 
und stärker noch unter Ministerpräsident Erwin Sel-
lering scheint zudem die Regel zu gelten, dass bei der 
Neubesetzungen von Ministerposten dem Muster ge-
folgt wird: „Frau folgt Frau bzw. Mann folgt Mann“.

3.2.	D ie kommunale Ebene

Interessant sind die Zahlen bezüglich des kommu-
nalpolitischen Engagements. Auch wenn der Frauen-
anteil unter den Kommunalpolitikerinnen und -po-
litikern mit 25 Prozent etwa ein Prozent unter dem 
Bundesdurchschnitt liegt, belegt Mecklenburg-Vor-
pommern damit Rang zwei unter den ostdeutschen 
Ländern.61 Deutliche Unterschiede gibt es jedoch 
zwischen den beiden Landesteilen. Während in der 
Kommunalpolitik in Mecklenburg der Frauenanteil 
zwischen 21 und 38 Prozent liegt, werden in Vor-
pommern nur 15 bis 23 Prozent erreicht.62

Auf der kommunalen Ebene stehen Kreistage in den 
Großkreisen und die Stadtparlamente der kreisfreien 
Städte im Focus. Dabei wird zwischen dem Frauen-
anteil unter den Kandidaten (linke Spalte) und den 
am 25. Mai 2014 gewählten Abgeordneten (rechte 
Spalte) unterschieden (siehe Tab. 10).

Auf dieser Ebene ergibt sich ein ähnliches, aber teil-
weise anders begründetes Bild als auf der Landesebe-
ne. Die relative Nähe zwischen Frauen- und Män-
neranteil, die sich beispielsweise in Rostock zeigt, 
ist eine Besonderheit, die durch kleine Parteien, die 
auf die „Quote“ Wert legen, erreicht wird. Die kom-
munal dominante CDU „senkt“ durch ihre Listen-
zusammenstellung und ihre sehr starken Wahlergeb-
nisse den Gesamtdurchschnitt. Das fällt besonders 
im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte auf. Die 
Städte haben i.d.R. einen höheren Frauenanteil. Aber 
lediglich die Rostocker Bürgerschaft rangiert – zum 
Teil auch bedingt durch die Schwäche der CDU in 
der Stadt – in der Nähe eines 40-prozentigen Frauen-
anteils. Die Differenz zwischen Stadt und Land zeigt 
sich beim Vergleich der beiden Stadtparlamente mit 
den Kreistagen. Bei letzteren liegt der Frauenanteil 
gut zehn Prozent niedriger.
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Im Gesamtschnitt zeigt sich, dass der Anteil von 
Frauen unter den Kandidaten im Regelfall niedriger 
ist als ihr Anteil im Parlament. Das deutet darauf hin, 
dass die Parteien – mit Ausnahmen wie z. B. die AfD 
– ihre Kandidatinnen durchaus auf gute Listenplätze 
setzen.

Eine Spitzenposition erreichte Mecklenburg-Vor-
pommern bei der Beteiligung von Frauen an den 
Verwaltungsspitzen von Landkreisen, Stadtkreisen 
oder kreisfreien Städten. Bundesweit waren zum 
Stand Dezember 2011 von 435 Verwaltungsspitzen 
8,3 Prozent oder absolut 36 mit Frauen besetzt. Vie-
les spricht dafür, dass in Mecklenburg-Vorpommern 
die gesellschaftliche Anerkennung kommunalpoli-
tischer Führungs- und Leitungskompetenzen von 
Frauen durch die Wählerinnen und Wähler bzw. die 
für die Wahl verantwortlichen politischen Organe zu-
nehmend anerkannt wird und Frauen im Land bereit 
sind, sich auf solche Ämter zu bewerben.63 Konkret 
sieht die Situation64 in Mecklenburg-Vorpommern so 
aus, dass auf der Ebene der Landkreise Frauen zwei 
der sechs Landratspositionen besetzen. Vergleichbar 
stellt sich das Verhältnis zwischen Frauen und Män-
nern auf Kreistagsebene dar. Hier sind 33 Prozent der 
Präsidien in den Kreistagen mit Frauen besetzt (zwei 
von sechs).65 Die durchaus einflussreichen Positionen 
der Fraktionsvorsitzenden in den Kreistagen wer-
den dagegen überwiegend von Männern beherrscht 
(81,8 Prozent Männer; 18,2 Prozent Frauen).66 Alle 
Frauen in den genannten Führungspositionen gehö-
ren etablierten Parteien an.67

In den Gemeindevertretungen Mecklenburg-Vor-
pommerns steht relativ selten eine Frau an der Spitze. 
Nach Angaben des Innenministeriums Mecklenburg-
Vorpommern (Stand: September 2011) sind nur 154 
von 737 ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern (20,9 Prozent) Frauen.68 Es gibt al-
lerdings regionale Unterschiede. So regierten in den 
ehemaligen Landkreisen Ludwigslust, Nordvorpom-
mern und Rügen mehr Bürgermeisterinnen als Bür-
germeister.69 In hauptamtlichen und geschäftsfüh-
renden Gemeinden haben 10 von 66 Gemeinden 
(15,2 Prozent) eine Bürgermeisterin. An der Spitze 
der Verwaltung der beiden kreisfreien Städte Schwe-
rin und Rostock ist das Geschlechterverhältnis aktuell 
ausgeglichen.70 Unter den Gemeinderatsmitgliedern 
sind 25,8 Prozent Frauen.71 Der Fraktionsvorsitz in 
den Gemeinderäten liegt dagegen zu 80 Prozent in 
Männerhand.72

Betrachtet man die Entwicklung des Frauenanteils 
in den Kommunalparlamenten, lässt sich z. B. für 
Neubrandenburg und Rostock feststellen, dass es 
zwischen 1990 und 1999 eine kontinuierliche Stei-
gerung gegeben hat. In Neubrandenburg stieg er 
von 26,7 Prozent (1990) auf 35,6 Prozent (1999)73 

und in Rostock sogar um fast 20 Prozent (von 25,4 
auf 45,3 Prozent – 2004).74 Damals saßen 24 Frau-
en und 29 Männer in der Bürgerschaft. Im Ergebnis 
der Kommunalwahl 2014 muss ein Rückgang des 
Frauenanteils verzeichnet werden. Nunmehr sitzen 
22 Frauen und 31 Männer in der Rostocker Bürger-
schaft.75 Der Frauenanteil ist folglich seit 2004 um 
knapp vier Prozent zurück gegangen und stagniert bei 
41,5 Prozent. Trotzdem nimmt die Hansestadt damit 
eine Spitzenposition in Mecklenburg-Vorpommern 
ein. In der Landeshauptstadt Schwerin beträgt der 
Frauenanteil unter den Kommunalpolitikern 2014 
lediglich 29 Prozent, wobei es gegenüber den Wahlen 
2009 eine Steigerung um vier Prozent gab.76 Im Kom-
munalparlament des Landkreises Nordwestmecklen-
burg beträgt der Frauenanteil 25,3 Prozent (2014).77 
Vergleichbares gilt für den Landkreis Rostock. Hier 
macht der Frauenanteil nur 23,1 Prozent aus.78 Et-
was positiver stellt sich die Situation im Landkreis 
Vorpommern-Rügen mit einem Frauenanteil von 
29,1 Prozent dar.79 Sehr niedrig ist die Zahl der weib-
lichen Abgeordneten im Landkreistag Vorpommern-
Greifswald. Hier besetzen Frauen lediglich 15 der 69 
Abgeordnetenmandate (22 Prozent).80 Im Landkreis 
Ludwigslust-Parchim stellte sich die Situation ähn-
lich dar. Zur Landtagswahl kandidierten 102 Frauen 
(ca. 26 Prozent) und 294 Männer. Am Ende saßen 
im neu gewählten Kreistag lediglich 17 weibliche 
Abgeordnete (22 Prozent).81 Noch unbefriedigender 
ist das Geschlechterverhältnis im Landkreis Meck-
lenburgische Seenplatte. Nur zwölf der insgesamt 77 
Abgeordneten sind Frauen, d. h. Männer verfügen 
über fast 85 Prozent der Mandate. Unter den Kan-
didatinnen und Kandidaten, die zur Kommunalwahl 
im Landkreis antraten, hatte der Frauenanteil noch 
bei 22 Prozent gelegen.82 

Wertet man die Daten in Tabelle 10 nach dem oben 
erläuterten Prinzip (Kandidatinnen und Kandidaten 
– linke Spalte; Mandatsträgerinnen und Mandatsträ-
ger – rechte Spalte) aus, so ergeben sich beim Blick 
auf die einzelnen Kreise und kreisfreien Städten zahl-
reiche Varianzen.

Interessant ist bei dieser Einzelbetrachtung vor allem, 
welche Partei den Schnitt bestimmt, also ob die SPD 
oder DIE LINKE bzw. die mecklenburg-vorpom-
mersche Kommunalpartei CDU die meisten Sitze 
gewinnt. Weiter lohnt der Blick auf den „Umsatz“ 
von der Liste zur Fraktion. Also auf die Veränderung 
des Frauenanteils vor und nach der Wahl, allerdings 
mit der Einschränkung, dass natürlich durch Kumu-
lieren und Panaschieren der Listenplatz nur bedingt 
Einfluss auf den Einzug ins Parlament hat. Letztlich 
sind die kleinen Parteien und Wählergemeinschaften 
in gleicher Weise interessant. Es wird sich zeigen, dass 
diese entweder einen sehr hohen „Umsatz“ haben 
oder gar keinen – und dies zum Teil schon im Kandi-
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datenverhältnis angelegt ist. Einzelbewerbungen wer-
den nicht gesondert erhoben, weil sie a) kaum nen-
nenswert Wahlerfolge verbuchen können und b) zu 
nahezu 100 Prozent von Männern gestellt werden.83

Für den Landkreis Nordwestmecklenburg ergibt sich 
das einmalige Bild, dass die SPD mehr und DIE 
LINKE beinahe genauso viele Bewerberinnen und 
Bewerber nominiert hatten wie die CDU. Auffällig 
ist, dass bei den beiden erstgenannten Parteien der 
Frauenanteil nach der Wahl deutlich ansteigt, wäh-

rend er bei der Union nahezu identisch bleibt. Bei 
der AfD zeigt sich eine klassische „Auffüllung“ der 
Liste mit Frauen. Unter den drei Gewählten war kei-
ne Frau. Sonst kann gelten, je stärker die CDU und 
die nicht zentral auf Parität setzenden Klein- und 
Kleinstparteien gewählt werden, umso geringer ist 
der Frauenanteil in den Vertretungen. Die Heraus-
forderung des Kumulierens und Panaschierens für 
die gleichberechtigte Besetzung von Mandaten ist 
allerdings in gleicher Weise zu sehen (siehe Tab. 11-
17).

LandKreis Nordwestmecklenburg
G e s c hl  e c h t e r v e r t e i lu n g  2 0 1 4

Tabelle 11

Quelle: Eigene Darstellung

Wahlvorschlag Wahlergebnis 2014

Partei Gesamt Frauen in % Gesamt Frauen in %

CDU 53 12 22,64 18 4 22,22

SPD 63 12 19,05 15 5 33,33

DIE LINKE 49 17 34,69 11 6 54,54

B90/Grüne 11 6 54,54 3 2 66,66

NPD 7 1 14,29 2 0 0,00

FDP 31 9 29,03 2 0 0,00

Rentner 3 2 66,66 1 1 100,00

AfD 7 2 28,57 3 0 0,00

FW NWM 18 5 27,77 1 0 0,00

LUL 31 4 12,90 4 1 25,00

Piraten 4 2 50,00 1 0 0,00

WG 4 0 0,00 0 0 0,00

Summe 281 72 25,62 61 19 31,15

Landkreis Ludwigslust-Parchim
G e s c hl  e c h t e r v e r t e i lu n g  2 0 1 4

Tabelle 12

Quelle: Eigene Darstellung

Wahlvorschlag Wahlergebnis 2014

Partei Gesamt Frauen in % Gesamt Frauen in %

CDU 92 19 20,65 25 3 12,00

SPD 86 26 30,23 20 5 25,00

DIE LINKE 72 25 34,72 14 6 42,86

B90/Grüne 18 9 50,00 3 2 66,66

NPD 11 1 9,09 3 0 0,00

FDP 34 5 14,71 3 0 0,00

ABLR 60 10 16,66 4 1 25,00

AfD 4 2 50,00 2 0 0,00

FW LUP 10 4 40,00 1 0 0,00

AfL 6 1 16,66 1 0 0,00

Piraten 3 0 0,00 1 0 0,00

Summe 396 102 25,76 77 17 22,08



Landkreis Vorpommern-Rügen
G e s c hl  e c h t e r v e r t e i lu n g  2 0 1 4

Tabelle 15

Quelle: Eigene Darstellung

Wahlvorschlag Wahlergebnis 2014

Partei Gesamt Frauen in % Gesamt Frauen in %

CDU 74 18 24,32 28 5 17,86

SPD 60 15 25,00 9 2 22,22

DIE LINKE 37 17 45,95 12 6 50,00

B90/Grüne 22 6 27,27 4 1 25,00

NPD 6 1 16,66 2 0 0,00

FDP 44 8 18,18 3 0 0,00

Bauernverband 18 4 22,22 3 1 33,33

AfD 12 2 16,66 3 0 0,00

BfR 14 4 28,57 1 1 100,00

BfS 12 2 16,66 3 0 0,00

Adomeit 8 3 37,50 1 0 0,00

WG 2 9 22,22 0 0 0,00

Summe 309 89 28,80 69 16 23,19

27

LandKreis Rostock
G e s c hl  e c h t e r v e r t e i lu n g  2 0 1 4

Tabelle 13

Quelle: Eigene Darstellung

Wahlvorschlag Wahlergebnis 2014

Partei Gesamt Frauen in % Gesamt Frauen in %

CDU 89 14 15,73 26 3 11,54

SPD 69 9 13,04 13 2 15,38

DIE LINKE 30 11 36,66 13 7 53,85

B90/Grüne 18 5 27,77 4 1 25,00

NPD 7 2 28,57 2 0 0,00

FDP 40 5 12,50 3 1 33,33

AUF 9 5 55,55 1 0 0,00

AfD 5 0 0,00 3 0 0,00

FW 42 8 19,05 3 1 33,33

Summe 309 59 19,09 69 15 21,74

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 
G e s c hl  e c h t e r v e r t e i lu n g  2 0 1 4

Tabelle 14

Quelle: Eigene Darstellung

Wahlvorschlag Wahlergebnis 2014

Partei Gesamt Frauen in % Gesamt Frauen in %

CDU 88 11 12,50 27 3 11,11

SPD 74 15 20,27 16 4 25,00

DIE LINKE 59 24 40,68 16 4 25,00

B90/Grüne 32 15 46,88 4 1 25,00

NPD 8 1 12,50 2 0 0,00

FDP 53 6 11,32 3 0 0,00

AbguWka 4 2 50,00 1 0 0,00

AfD 15 3 20,00 3 0 0,00

FW 21 5 23,81 2 0 0,00

WGLR 5 1 20,00 1 0 0,00

Piraten 3 0 0,00 1 0 0,00

Summe 362 83 22,93 76 11 14,47
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Neben der Landeshauptstadt Schwerin ist nur für die 
Hansestadt Rostock ein Langzeitschnitt für die Zu-
sammensetzung eines Kommunalparlamentes mög-
lich. Für die durch die Kreisgebietsreform neu ent-
standenen Großkreise ist das nicht möglich. Daher 
wird im Folgenden der Langzeitschnitt exemplarisch 
an der Rostocker Bürgerschaft, dem Spitzenreiter 
(vgl. Tab. 10) in Bezug auf den erreichten Frauenan-
teil, vorgestellt. Dabei ist die Frage relevant, inwie-
weit sich der allgemeine Trend – Anstieg bis zu den 
frühen 2000er Jahren, Stagnation und Absinken seit-
dem – hier wiederfindet. Die Rahmenbedingungen 
sind durch die räumliche Begrenzung einer Groß-
stadt (der einzigen im Land) u. a. mit einer Univer-

sität gegeben. Sie unterscheiden sich qualitativ vom 
Rest des Landes.

Vergleicht man die Entwicklung der Geschlechterver-
teilung in der Bürgerschaft seit 1990 mit den für den 
Landtag ermittelten Daten, fällt auf, dass der Sockel 
in Rostock etwa zehn Prozent höher liegt. So waren 
bei der „übergroßen“ Bürgerschaft 1990 – immerhin 
130 Abgeordnete – 24,5 Prozent Frauen. Von 1994 
bis 2004 – mit insgesamt 53 Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträgern – konnte der Frauenanteil von 32,1 
über 41,5 auf schließlich 45,3 Prozent gesteigert wer-
den. Bei den Wahlen 2009 und 2014 betrug er schließ-
lich jeweils 39,6 respektive wiederum 41,5 Prozent.

Tabelle 16

Quelle: Eigene Darstellung

Landkreis Vorpommern-Greifswald
G e s c hl  e c h t e r v e r t e i lu n g  2 0 1 4

Wahlvorschlag Wahlergebnis 2014

Partei Gesamt Frauen in % Gesamt Frauen in %

CDU 77 12 15,58 24 3 12,50

SPD 71 17 23,94 9 2 22,22

DIE LINKE 40 15 37,50 12 8 66,66

B90/Grüne 18 7 38,88 3 2 66,66

NPD 55 6 10,91 5 0 0,00

FDP 33 5 15,15 2 0 0,00

KfV 28 4 14,29 7 0 0,00

AfD 9 1 11,11 3 0 0,00

BG 10 1 10,00 1 0 0,00

WG BV-LR 8 6 75,00 1 1 100,00

Piraten 2 0 0,00 1 0 0,00

AL 9 3 33,33 1 0 0,00

Summe 360 77 21,39 69 16 23,19

Stadtvertretung Schwerin
G e s c hl  e c h t e r v e r t e i lu n g  2 0 1 4

Tabelle 17

Quelle: Eigene Darstellung

Wahlvorschlag Wahlergebnis 2014

Partei Gesamt Frauen in % Gesamt Frauen in %

CDU 45 13 28,88 11 1 9,09

SPD 33 9 27,27 9 3 33,33

DIE LINKE 33 9 27,27 11 4 36,36

B90/Grüne 16 8 50,00 4 1 25,00

NPD 0 0 0,00 0 0 0,00

FDP 16 4 25,00 1 1 100,00

UB 16 8 50,00 5 1 20,00

AfD 6 1 16,66 3 1 33,33

[ASK] 9 3 33,33 1 0 0,00

Summe 174 55 31,61 45 12 26,67
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Um diese Entwicklung zu untersetzen, bietet sich der 
Blick auf die Verteilung in den einzelnen Legislatur-
perioden an.84 Dabei ist festzustellen, dass die Vari-
anz, bedingt durch die kleinen Parteien in der Bür-
gerschaft, sehr hoch ist. Aber anders als auf der Lan-
desebene sind die Veränderungen bei den einzelnen 
Parteien deutlich augenfälliger. Insgesamt entsteht 
der Eindruck, dass die Einbindung von Frauen auf 
der kommunalen Ebene in der Stadt besser gelingt als 
in den Großkreisen. Die Nähe von Vertretung, also 
dem Rathaus, sowie zwischen Mandatsträgerinnen 
und -trägern und Wahlvolk fördert die Bekanntheit 
bzw. die Interaktion mit diesem. Die Nähe zur Uni-
versität in Rostock sorgt für ein Reservoir an – zu-
mindest temporär – politisch Interessierten.

Dabei ist der Bedarf an Mandatsträgerinnen und -trä-
gern relativ groß, was immer wieder zu „Engpässen“ 
bei der Listenzusammensetzung zu führen scheint. 
Exemplarisch steht dafür die Partei DIE LINKE. 
Diese hat auch auf der kommunalen Ebene norma-
lerweise die Parität erreicht. 

Zur Wahl 2009 sank der Frauenanteil jedoch auf 
23,08 Prozent. Das Beispiel CDU zeigt den „Be-
darf“ an Mandatsträgerinnen und -trägern im Be-
sonderen. Der Frauenanteil der Partei liegt deutlich 
über den Vergleichswerten aus dem Landtag, aller-
dings sind die, wie beim Gesamtanteil von Frauen in 
der Bürgerschaft, klar nachvollziehbar (siehe Tab. 18 
und 19).85

  M ä n n e r   F r a u e n 

Abbildung 9

Quelle: Eigene Darstellung

RoStocker Bürgerschaft
G e s c hl  e c h t e r v e r t e i lu n g  s e i t  1 9 9 0
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Tabelle 18

Quelle: Eigene Darstellung nach 

den Daten der Kommunalen 

Statistikstelle

2004 2009

Partei Gesamt Frauen in % Gesamt Frauen in %

CDU 13 4 30,77 9 3 33,33

SPD 11 6 54,54 10 4 40,00

DIE LINKE 13 6 46,15 13 3 23,08

B90/Grüne 6 4 66,66 5 3 60,00

NPD 0 0 0,00 2 1 50,00

FDP 3 0 0,00 4 1 25,00

Aufbruch 09 0 0 0,00 1 1 100,00

Graue 0 0 0,00 1 1 100,00

UFR 0 0 0,00 4 1 25,00

Rostocker Bund 3 3 100,00 3 2 66,66

Summe 49 23 46,94 52 20 38,46
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Die Wahlergebnisse von 2014 bestätigen die Ten-
denzen, die in vorhergehenden Legislaturperioden 
zu verzeichnen waren. In mancher Hinsicht zeich-
net sich, beispielsweise bei der CDU, eine dem Ge-
samttrend angepasste Entwicklung ab.

Der Frauenanteil allein sagt noch wenig über de-
ren reale Machtpositionen aus. Wichtige Funktio-
nen – wie z. B. die Fraktionsvorsitze – sind in den 
sechs Landkreisen und den beiden kreisfreien Städ-
ten nach der Kommunalwahl zum überwiegenden 
Teil in Männerhand geblieben. So war unter den 
sechs Fraktionsvorsitzenden im Landkreistag Nord-
westmecklenburg lediglich eine Frau.86 Ähnlich sah 
es im Landkreis Vorpommern-Greifswald aus. Nur 
die Fraktion DIE LINKE wird dort von einer Frau 

geführt, die vier anderen hatten einen Mann zum 
Vorsitzenden gewählt. In der Stadtvertretung der 
Landeshauptstadt Schwerin werden fünf von sechs 
Fraktionen von Männern geführt, lediglich in der 
Rostocker Bürgerschaft gestaltet sich das Geschlech-
terverhältnis ausgeglichen. Die durchaus einflussrei-
chen Fraktionsvorsitze haben in der Hansestadt der-
zeit je drei Frauen und drei Männer inne. Auch hier 
bestätigt sich ein allgemein gültiger Befund: Je höher 
die Ebene desto seltener sind Frauen vertreten.87 Dies 
gilt, selbst wenn berücksichtigt wird, dass Mecklen-
burg-Vorpommern im Vergleich zu anderen bundes-
deutschen Ländern in verantwortlichen landes- und 
kommunalpolitischen Positionen einen relativ hohen 
Frauenanteil aufweisen kann.

Rostocker Bürgerschaft
G e s c hl  e c h t e r v e r t e i lu n g  2 0 1 4

Tabelle 19

Quelle: Eigene Darstellung nach 

den Daten der Kommunalen 

Statistikstelle

2004 2009

Partei Gesamt Frauen in % Gesamt Frauen in %

CDU 25 3 12,00 11 2 18,18

SPD 37 15 40,54 9 3 33,33

DIE LINKE 19 8 42,11 14 7 50,00

B90/Grüne 25 10 40,00 6 4 66,66

NPD 3 0 0,00 1 0 0,00

FDP 16 1 6,25 1 0 0,00

Aufbruch 09 8 5 62,50 1 1 100,00

AfD 8 1 12,50 2 0 0,00

Graue 5 4 80,00 1 1 100,00

UFR 26 4 15,38 4 1 25,00

Rostocker Bund 15 6 40,00 3 2* 33,33

Summe 187 57 20,48 53 22 41,51

Landkreis Rostock 

Quelle: Landkreis Rostock
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4.	Frauen in der Landes- und Kommunalpolitik 
	M ecklenburg-Vorpommerns: Einstiegswege,  
	 fördernde und hemmende Faktoren

Neben der Darstellung der Rahmenbedingungen und der aktuellen Situation in Mecklen-
burg-Vorpommern war die Erforschung von Einstiegswegen, hemmenden und fördernden 
Faktoren für (kommunal)politisches Engagement Ziel der vorliegenden Untersuchung. 
Diskussionsrunden mit bzw. schriftliche Aussagen von aktiven Landes- und Kommunal-
politikerinnen in fast allen Landkreisen und den kreisfreien Städten brachten sehr inter-
essante Ergebnisse, die z. T. mit denen anderer qualitativer Erhebungen übereinstimmen, 
teilweise jedoch auch andere, neue Aspekte erbrachten. Erweitert wurden diese qualita-
tiven Gesprächsrunden durch anonyme Befragungen im selben Kreis. Hierdurch ist es 
gelungen, zumindest in Ansätzen Vergleichswerte zum umfangreichen Datenmaterial der 
Landesebene eigenständig zu erheben.88

4.1.	 Soziodemografische Merkmale

Die Verfasserinnen und Verfasser der Studien „Frau-
en in der Kommunalpolitik der neuen Länder“ und 
„Frauen führen Kommunen“ stellten u. a. fest, dass 
soziodemografische Merkmale eine Rolle bei der Re-
präsentation von Frauen in der Kommunalpolitik 
spielen. So gehören Frauen, die kommunalpolitisch 
aktiv sind, überwiegend etablierten Parteien an. Auf 
Gemeindeebene ist dagegen der Anteil von Frauen, 
die nicht-etablierten Parteien oder Wählergemein-
schaften angehören, höher. Daneben wurden regio-
nale Unterschiede festgestellt.89 Zur Vorsicht rieten 
die Autorinnen und Autoren sowohl bezüglich der 
Daten zum Durchschnittsalter (55 Jahre) der Kom-
munalpolitikerinnen als auch zu deren Qualifikation, 
da auf Grund der geringen Fallzahlen, Fehlschlüsse 
möglich sind.90

Unter den in Mecklenburg-Vorpommern befragten 
Kommunalpolitikerinnen lag der Altersschnitt bei 
53,71 Jahren, also etwa in dem Bereich, der in ande-
ren Studien ermittelt wurde. 23 Prozent der Frauen 
wurden vor 1950 geboren und etwa genauso viele 
nach 1975. Bei den Letztgenannten (siehe Tab. 20) 
sind alle, bis auf eine Ausnahme, Mitglied einer eta-
blierten Partei.

In der Frage der Parteimitgliedschaft stellt sich das 
Verhältnis auf kommunaler Ebene deutlich differen-
zierter dar als auf allen anderen Ebenen. Gleichwohl 
sind in der hier zu Grunde liegenden Erhebung bei-

nahe 75 Prozent der Interviewten Mitglieder einer 
im Bundestag vertretenen Partei (Tab. 20).

Der größte Teil (80 Prozent) der Gesprächspartne-
rinnen verfügt über eine abgeschlossene Hoch- oder 
Fachschulausbildung. Alle Befragten sind beruflich 
arriviert. In der Mehrheit der Fälle üben sie Tätig-
keiten aus, die eine hohe Außenkommunikation im-
plizieren (Sozialarbeiterinnen, Lehrerinnen, Selbst-
ständige o. ä.). Im Vergleich zu den Landtagsabge-
ordneten ist nur ein minimales Gefälle erkennbar. 

Diese quantitativen Ergebnisse wurden in der Studie 
durch qualitative Interviews vertieft. Dabei konnte 
festgestellt werden, dass die Verbundenheit mit der 
Region für alle befragten Kommunalpolitikerinnen 
relevant ist.91 Dieser Befund wurde auch durch Kom-

Partei als Anker?

Tabelle 20

Quelle: Eigene Darstellung

etablierte andere ohne Zugehörigkeit

Befragte (in %) 74,29 8,57 17,14
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munalpolitikerinnen in Mecklenburg-Vorpommern 
bestätigt. In den Gesprächen wurde immer wieder 
darauf verwiesen, dass die persönliche Bekanntheit 
und Verwurzelung im regionalen Umfeld (Kirche, 
politische Vorfeldorganisationen, ehrenamtliches 
Engagement) sich vorteilhaft auf die Chancen, ge-
wählt zu werden, auswirken würde. Gerade in klei-
neren Gemeinden (ca. 2.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner) spüren weibliche Kandidatinnen diesen 
positiven Effekt. So kann selbst ein Umzug in einen 
Nachbarort Auswirkungen auf die Bekanntheit und 
damit letztlich auch auf Wahlchancen haben.

Etwas anders stellt sich die Situation in der Hanse-
stadt Rostock dar. Hier haben auch „Zugereiste“, die 
sich in der Zivilgesellschaft engagieren (z. B. Hoch-
schulgruppen) oder gut vernetzt sind, Aussichten auf 
eine erfolgreiche Kandidatur. Es zeigte sich, dass auch 
über zeitlich begrenzte Projekte, die Gestaltungsmög-
lichkeiten bieten und in deren Rahmen den Akteu-
rinnen auch Verantwortung übertragen wird, Frauen 
motiviert werden, sich um Kandidaturen zu bewer-
ben. Allerdings trägt auch in den beiden kreisfreien 
Städten (Rostock und Schwerin) die Zugehörigkeit 
zu zivilgesellschaftlichen Organisationen, wie z. B. 
Orts-, Senioren- oder Behindertenbeiräten, nicht 
nur zur Erhöhung des Bekanntheitsgrades bei, son-
dern motiviert Frauen, sich um kommunalpolitische 
Mandate zu bemühen.

In den erwähnten Studien wurde ein Zusammenhang 
zwischen Alter, Herkunft, familiärer und beruflicher 
Prägung und kommunalpolitischem Engagement 
festgestellt.92 Während die Autorinnen und Auto-
ren zu dem Schluss kamen, dass vor allem Frauen in 
der zweiten Lebenshälfte, d. h. wenn die Kinder aus 
dem Gröbsten heraus sind, ihr Interesse an kommu-
nalpolitischen Fragen entwickelten, lässt sich das für 
Mecklenburg-Vorpommern nur bedingt aufrecht er-
halten. Interessanterweise möchten in unserem Land 
auch junge Frauen mit kleineren Kindern politisch 
mitwirken. Sie können sich oft auch eine Bewerbung 
um Mandate im Land- oder Bundestag vorstellen 
– 54,3 Prozent gaben dies bei der anonymen Befra-
gung an. Von den unter 40jährigen stimmten alle, 
die Chance vorausgesetzt, dieser Perspektive zu. Al-
lerdings stellt das Vereinbarkeitsproblem für sie eine 
besondere Herausforderung dar. Hier wurde in den 
Gesprächen oft auf den Rückhalt und die Unterstüt-
zung durch Ehepartner, Familie und Freundeskreise 
verwiesen, die ein solches Engagement erst möglich 
machen.

Beim Vergleich des Eintrittsalters und der Kinderzahl 
zwischen kommunaler und Landesebene fällt auf, 
dass die lokalen Abgeordneten in der Regel beinahe 
vier Jahre früher zu ihren ersten Mandaten gekom-
men sind (siehe Tab. 21). Da die meisten politischen 

Karrieren in der Kommunalpolitik beginnen, erklärt 
sich diese Differenz. Kommunalpolitisch aktive Frau-
en übernehmen im Schnitt mit rund 39 Jahren ein 
Mandat. In dieser Lebensphase sind die Kinder in 
der Regel noch nicht aus dem Haus. Möglicherweise 
erklärt das die etwas geringere Anzahl von Kindern.

Bei der Verweildauer ist der Vergleich mit den vor-
handenen Daten nicht möglich. Die befragten Frau-
en hatten zwar seit ihrem „Eintritt“ in die aktive Po-
litik durchgängig Mandate, jedoch nicht in derselben 
Funktion.

Gerade Kommunalpolitikerinnen, die in kleinen Or-
ten Mecklenburg-Vorpommerns leben, betonten in 
den Gesprächen immer wieder, dass sie durch ihre 
berufliche Tätigkeit (z. B. Lehrerin, Bankangestell-
te, Buchhalterin, kaufmännische Angestellte) vie-
le Kontakte zu Einwohnerinnen und Einwohnern 
hatten und dies dann bei Kandidaturen zum Erfolg 
beitrug. Aber auch die Mitarbeit in den Büros von 
Politikerinnen und Politikern erwies sich später als 
vorteilhaft für eigene Kandidaturen. Darüber hinaus 
wurden Kommunalpolitikerinnen gerade durch ihre 
Ehepartner (sowohl ost- als auch westdeutsche) ange-
regt, sich politisch zu engagieren. Ohne diese hätten 
sie sich oftmals den Schritt in die Politik nicht zuge-
traut, erklärten sie.

Sowohl für haupt- als auch für ehrenamtliche Poli-
tikerinnen hat ihr kommunalpolitisches Amt eine 
große Bedeutung.93 Dabei ist es wichtig, dass sie Fa-
milie, Beruf und kommunalpolitisches Engagement 
miteinander vereinbaren können. Bei ehrenamtli-
chen Politikerinnen wirken die Mehrfachbelastung 
und das eingeschränkte Zeitkontingent hemmend 
auf ihr Engagement. Deshalb schlagen die Verfasse-
rinnen und Verfasser der Studie „Frauen in der Kom-
munalpolitik der neuen Länder“ vor, Unterstützung 
sowohl im persönlichen bzw. familiären Umfeld als 
auch durch eine ausgebaute Kinderbetreuung zu 
geben, da eine funktionierende Vereinbarkeit mo-

Eintrittsalter
i m  V e rgl   e i c h  z w i s c h e n  d e r  k o mm  u n a l e n  
u n d  d e r  L a n d e s e b e n e

Tabelle 21

Quelle: Eigene Darstellung 

Eintrit tsalter Verweildauer Kinder

Frauen (Kommunal) 39,13 ? 1,91

Frauen (Land) 42,97 2,05 1,98
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tivierend wirkt. Sie empfehlen daher, bei künftigen 
Strukturreformen vor allem in ländlichen Regionen 
die bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie stär-
ker zu berücksichtigen.94 Kommunalpolitikerinnen 
in Mecklenburg-Vorpommern empfinden das eben-
falls als wichtigen Faktor, um Frauen für politische 
Ämter zu gewinnen. So sollten Veranstaltungen am 
Wochenende tabu sein. Die Tagungsorte sollten über 
die Infrastruktur zur Kinderbetreuung verfügen oder 
es sollten Möglichkeiten erschlossen werden, Kinder 
zu Hause betreuen zu lassen, z. B. durch die Bereit-

stellung finanzieller Mittel für Babysitter. Auch die 
Einrichtung von 24h-Kitas wurde als hilfreich be-
zeichnet.

Ein besonderes Problem stellen zudem die großen 
Entfernungen zwischen Arbeits- bzw. Wohnort und 
dem jeweiligen Sitz des Kreistages dar, die sich infol-
ge der Kreisgebietsreform nochmals verlängert haben. 
Hier könnten nach Meinung der Kommunalpoliti-
kerinnen z. B. wechselnde Sitzungsorte relativ schnell 
zu Verbesserungen bzw. einem Ausgleich führen.

4.2.	 Fördernde Faktoren

Die bereits erwähnte Rolle der parteipolitischen An-
bindung sehen die Autorinnen und Autoren der Stu-
die „Frauen in der Kommunalpolitik der neuen Län-
der“ durch Interviews bestätigt. So wird der Zugang 
zu Ämtern und Positionen durch die Zugehörigkeit 
zu einer Partei erleichtert. Allerdings besitzt für fast 
alle Frauen das kommunalpolitische Engagement 
einen höheren Stellenwert als das parteipolitische. 
Das zeigt sich auch darin, dass zwischen Parteipo-
litik und kommunalpolitischer Arbeit vor Ort klar 
unterschieden wird.95 Die Parteien spielen bei der 
Besetzung der Führungspositionen in der Kommu-
nalpolitik heute zwar noch eine Schlüsselrolle, doch 
stellt sich für die Verfasserinnen der Studie „Frauen 
führen Kommunen“ die Frage, „ob dies in diesem 
Ausmaß auch künftig der Fall sein wird.“ Sie ver-
weisen darauf, dass der „Anteil der parteiunabhängi-
gen Kandidaten […] bereits vor einigen Jahren mit 
26 Prozent vergleichsweise hoch [war], und […] ei-
nige Indizien dafür [sprächen], dass der Anteil eher 
noch zunehmen werde.“96 Die von ihnen in den 
neuen Ländern durchgeführte Befragung hauptamt-
licher Bürgermeisterinnen und Bürgermeister hat er-
geben, dass „die Bedeutung und Rolle der Parteien, 
[…] ohnehin niedriger eingeschätzt [werde]. Zudem 
[… hätten] in Ost wie West auch die parteigebun-
denen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister ein 
vor allem funktionales Verhältnis zu ihrer Partei, die 
sie vorrangig als Kontakt- und/oder Karrierenetz-
werk nutzen.“97 Sie kamen zu dem Schluss, dass die-
se Entwicklung Frauen durchaus zu gute kommen 
könne, weil es sie unabhängiger machen würde. Sie 
hätten so die Chance, „sich mit ihrer Verankerung 
in der Kommune und mit Unterstützung zivilgesell-
schaftlicher Netzwerke einen Namen zu machen und 
ihre Chancen bei der Wählerschaft auch jenseits der 
Parteien zu nutzen.“98 Auch Politikerinnen in Meck-
lenburg-Vorpommern erklärten, dass bei Kommu-
nalwahlen das Parteilabel bis zur Wahl wichtig sei. 
Sie schätzen vor allem die strukturelle Unterstützung 
und die Netzwerkarbeit innerhalb der Parteien. Hier 
zeigen sich Parallelen zu den o. g. Befunden. Da 
Kommunalwahlen jedoch Personenwahlen seien, 

wäre die Bekanntheit der Kandidatinnen höher zu 
bewerten.

Diese Entwicklung hängt nicht zuletzt mit den Orga-
nisationskulturen in den Parteien zusammen, die von 
den Kommunalpolitikerinnen oft als hinderlich oder 
überkommen empfunden werden. „Die Offenheit 
der Organisationskulturen ist den befragten Frauen 
für die Ausübung ihres kommunalpolitischen Amtes 
wichtig. Parteien und ihre Strukturen selbst können 
sowohl förderlich und motivierend als auch demo-
tivierend für das kommunalpolitische Engagement 
sein“99, so die Verfasserinnen und Verfasser der Studie 
„Frauen in der Kommunalpolitik der neuen Länder“. 
Innerparteiliche Strukturen oder männliche Rituale 
werden auch von vielen hiesigen Kommunalpolitike-
rinnen als eher hemmende Faktoren empfunden. So 
müsse man ein dickes Fell haben, um sich in par-
teiinternen Debatten durchzusetzen. Einige sprachen 
auch über eine sich verstärkende innerparteiliche 
(männliche) Konkurrenz, sobald Frauen bei Kan-
didaturen oder in der Öffentlichkeit erfolgreicher 
seien. Andere wiederum betonten gerade den Wert 
der innerparteilichen Unterstützung. Ihre Erfolge 
führen jedoch auch diese Frauen auf ihre Verwurze-
lung in der Zivilgesellschaft zurück (z. B. Chor, Kir-
che, Sportvereine, Volkssolidarität, Gewerkschaften, 
soziale Vereine, Frauenvereine, Landfrauenverband, 
Vorfeldorganisationen der Parteien). Insofern ist den 
Thesen der Autorinnen der o. g. Studien zuzustim-
men.

Neben der Verankerung in der Zivilgesellschaft pro-
fitieren die erfolgreicheren Kommunalpolitikerinnen 
in Mecklenburg-Vorpommern auch von öffentlicher 
Anerkennung, sei es in Gestalt von Preisen (Helene-
Weber-Preisträgerinnen) oder einer positiven Dar-
stellung in den Medien. Viele merkten in den Ge-
sprächen allerdings kritisch an, dass die Möglichkeit, 
über die Presse engagierte Frauen als Vorbilder für 
andere zu präsentieren, zu wenig praktiziert werde. 
Sie wünschten sich u. a. auch den Abdruck von Leser-
briefen, in denen ihnen für ihr Engagement gedankt 
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wird, weil dies eine wichtige moralische Unterstüt-
zung darstelle.

In der Frage der Quotierung gibt es seitens der Lan-
desgeschäftsführenden der demokratischen Parteien 
in Mecklenburg-Vorpommern mit einer Ausnahme 
grundsätzlich Einigkeit. Sie wird als wichtiges Instru-
ment zur innerparteilichen Gleichstellung von Frau-
en und Männern und auch bei der Listenaufstellung 
generell befürwortet. Unter den befragten Kommu-
nalpolitikerinnen herrscht dagegen keine Einhellig-
keit. Die überwiegende Zahl befürwortet zwar die 
Quotierung, hält sie aber bei weitem nicht für ausrei-
chend, um mehr Frauen den Weg in politische Äm-
ter zu ermöglichen. Noch immer wäre es so, dass der 
Frauenanteil auf den aussichtsreichen Listenplätzen 
nicht ausreiche und gerade bei Kommunalwahlen 
mit der Möglichkeit des Kumulierens und Panaschie-
rens ein vorderer Listenplatz noch keine Garantie für 
den Wahlerfolg sei. Zudem führe die Entscheidung 
der Parteien, für aussichtsreiche Direktmandate vor 

allem Männer aufzustellen, dazu, dass selbst gute Li-
stenplätze nicht zum Einzug in den Landtag reichten. 
Diese Feststellung wurde auch durch die befragten 
Landesgeschäftsführenden bestätigt.

Diese Einschätzung deckt sich mit der vieler Kom-
munalpolitikerinnen, die im Rahmen der oben er-
wähnten Studien befragt worden waren. Sie hielten 
es in diesem Kontext für förderlich, nicht nur Quo-
ten, sondern alternierende Wahllisten für Frauen in 
den kommunalen Gremien festzulegen, um so den 
Zugang zu kommunalen Ämtern zu ermöglichen 
und zu erleichtern.100 Allerdings müssten dazu mehr 
„geeignete“ Frauen für Kandidaturen gewonnen wer-
den. Sie sollten engagiert sein, Fachkompetenz mit-
bringen, in der Lage sein, gegebenenfalls ihre Ellen-
bogen zu benutzen und sich vor allem nicht Arbeiten 
aufhalsen lassen, zu denen Männer keine Lust hät-
ten. Bei alledem sollten sie durchaus in der Lage sein, 
weiblichen Charme einzusetzen.

Seitens der Kommunalpolitikerinnen in Mecklen-
burg-Vorpommern wurde u. a. auf das in Frankreich 
geltende Parité-Gesetz verwiesen, das durchaus zu 
einer Erhöhung des Frauenanteils im französischen 
Parlament geführt hat, da bei Nichteinhaltung des 
Gesetzes schmerzhafte Sanktionen drohen oder Sitze 
in Gremien freibleiben müssen. Die Positionen der 
Parteien in Mecklenburg-Vorpommern zu einem sol-
chen Gesetz liegen zwischen Zustimmung bzw. Prak-
tizierung und deutlicher Ablehnung.

4.3.	He mmende Faktoren

Als Hemmnis für kommunalpolitisches Engage-
ment werden kommunale Strukturen gesehen, die 
zu wenig Rücksicht auf die verfügbaren Zeitfonds 
der Kommunalpolitikerinnen nehmen.101 Auch in 
Mecklenburg-Vorpommern beklagen ehrenamtliche 
Politikerinnen, dass bei der Sitzungsplanung – die 
i.d.R. durch Männer erfolgt – zu wenig Rücksicht 
auf den Zeitfonds von Frauen genommen wird, die 
versuchen, Ehrenamt, Beruf und Familie zu vereinba-
ren. Dadurch wird die Gewinnung möglicher Nach-
wuchspolitikerinnen erschwert und bereits engagier-
te Frauen stehen vor der Herausforderung, in einem 
der Bereiche Abstriche machen zu müssen. Vorge-
schlagen wird eine Anpassung der Organisations-
kulturen kommunaler Gremien, um den – in Folge 
der Kreisgebietsreform – gestiegenen Zeit- und Mo-

bilitätsanforderungen Rechnung zu tragen.102 Kom-
munalpolitikerinnen in Mecklenburg-Vorpommern 
empfinden die Größe der Landkreise als besondere 
Herausforderung für das ehrenamtliche Engagement. 
Mit der Kreisstrukturreform wurden den Landkrei-
sen mehr Aufgaben zugewiesen, die nun durch die 
Kreistage beraten und entschieden werden müssen. 
Das führt zu ausufernden Tagesordnungen. Kommt 
eine wenig strukturierte Sitzungsleitung hinzu, kann 
der Zeitaufwand unverhältnismäßig werden. Auch 
der in manchen Landkreisen vorhandene Spardruck 
würde sich eher demotivierend auswirken.

Zudem versuchen Fraktionen oder Ausschüsse man-
cherorts ihre Veranstaltungen ebenfalls auf den Sit-
zungstermin des Kreistages zu legen, so dass in der 

Kreistagspräsidentin Vorpommern-Rügen Andrea Köster  

und Landrat Ralf Drescher 

Quelle: Landkreis Vorpommern-Rügen
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Konsequenz die zeitliche Belastung deutlich zunimmt 
und junge Frauen mit kleineren Kindern erhebliche 
Probleme bei der Vereinbarkeit haben. Sie wünschten 
sich mehrheitlich eine funktionierende Absicherung 
der Kinderbetreuung. Oft wurde konstatiert, dass 
Sitzungen, die von Anfang an von Frauen geleitet 
werden würden oder in denen Frauen ab einem be-
stimmten Zeitpunkt die Regie übernahmen, straffer 
und sachorientierter verliefen.

Hemmend wirken auch „intransparente bzw. tra-
dierte Strukturen und männerdominierte Netzwerke 
in den Gremien“.103 Diese Erfahrungen bestätigten 
auch kommunalpolitisch aktive Frauen in Mecklen-
burg-Vorpommern. Beklagt wurden eingefahrene 
und intransparente Strukturen, die Gremienkultur 
und fehlende Möglichkeiten, Veränderungen herbei-
zuführen. Oftmals bekämen sie zu hören, dass man 
das schon immer so gemacht habe und daher kein 
Grund für Veränderungen bestehe. Zudem würden 
„die alten Männer“ an ihren Stühlen kleben, in den 
Fraktionen gäbe es eine Männerdominanz, die dies 
verstetigen würde. Oft würde zudem die Fraktions-
disziplin über die Verantwortung gegenüber dem 
eigenen Gewissen gestellt. Einige Kommunalpoli-
tikerinnen erklärten, sie würden es als frustrierend 
empfinden, gegen die eigene Überzeugung im Sinne 
der Fraktionsmehrheit abstimmen zu müssen. Sie 
wünschten sich mehr offene Abstimmungen. In eini-
gen Landkreisen seien darüber hinaus „Regierungs-
Oppositions-Strukturen“ entstanden. Interne Ab-
sprachen zwischen den im Kreistag „koalierenden“ 
Fraktionen mache die Sacharbeit schwieriger und 
erhöhe die Intransparenz. Hinzu käme, dass Man-
datsträgerinnen und -träger, die zugleich als ehren-
amtliche Bürgermeisterinnen und -meister wirkten, 
versuchten, in den Beratungen die Interessen ihrer 
Gemeinden durchzusetzen. Dadurch entstehe eine 

Art Regionalkonkurrenz, die Zusammenarbeit würde 
schwieriger.

Auch sei die Debattenkultur in manchen Kreistagen 
deutlich verbesserungswürdig. So müssten Frauen 
sich lautstark und mit Beharrlichkeit Aufmerksam-
keit verschaffen, weil ihre Wortmeldungen sonst 
einfach „übersehen“ werden würden. Neben solchen 
Formen der Nichtachtung beklagten Kommunal-
politikerinnen „arrogantes männliches Verhalten“, 
persönliche unsachliche Anfeindungen oder eine feh-
lende Grundsolidarität. Manchmal sei es hilfreich, 
männliche Kollegen für den eigenen Vorschlag zu 
gewinnen, um sich Gehör zu verschaffen. Allerdings 
wurde in den Gesprächsrunden auch darauf verwie-
sen, dass Frauen sich z. T. selbst „im Weg“ stünden, 
dass sie sich eher zurückhalten würden oder nicht 
genügend Selbstbewusstsein (Machtstreben) hätten, 
um ihre Positionen in Debatten energisch zu ver-
treten. Zudem würden (Kommunal-)Politikerinnen 
Kritik oft persönlich nehmen, während ihre männ-
lichen Kollegen – so die Beobachtung – nach einem 
Konflikt keine Probleme damit hätten, gemeinsam 
ein Bier zu trinken etc.

Es gelte deshalb, deutlich zu machen, dass auch Nie-
derlagen Lerneffekte nach sich ziehen können. Beim 
nächsten Mal wisse man, wie ein erfolgreiches Vorge-
hen gelingen könne. Wichtig seien dabei innerpartei-
liche Feedback-Angebote.

Demotivierend wirke auch der ständige Rechtferti-
gungsdruck gegenüber der Öffentlichkeit, wenn ei-
gene Positionen kontrovers diskutiert werden. Hier 
müssten Kommunalpolitikerinnen es lernen, Kritik 
auszuhalten. In diesem Kontext sei es notwendig, 
deutlich zu machen, dass Schwierigkeiten und Mis-
serfolge in der Politik nicht geschlechtsspezifisch sind.

4.4.	Wege  zur Gewinnung von Frauen  
für (kommunal)politisches Engagement

Die Annahme, dass zivilgesellschaftliches Engage-
ment Motor für das kommunalpolitische ist, sehen 
die Verfasserinnen und Verfasser der Studie „Frauen 
in der Kommunalpolitik der neuen Länder“ bestä-
tigt. Beides sei nicht voneinander zu trennen. Wobei 
auch hier motivierende und demotivierende Faktoren 
festzustellen sind. Allerdings – so die Autorinnen und 
Autoren – kann zivilgesellschaftliches Engagement 
ein Einstieg in die Kommunalpolitik sein. Sind Frau-
en dagegen schon kommunalpolitisch aktiv und hal-
ten engen Kontakt zu Vereinen, können sie so Struk-
turen miteinander vernetzen und ihre eigene Position 
festigen bzw. ausbauen.104 Dies lässt sich – wie be-
reits erwähnt – auch für Mecklenburg-Vorpommern 
nachweisen. Unterstützend könnten darüber hinaus 

Maßnahmen wie verstärkte Öffentlichkeitsarbeit, di-
rekte Ansprache durch bereits Engagierte und öffent-
liche Anerkennung ehrenamtlicher Arbeit wirken.105 
Sehr viele der in Mecklenburg-Vorpommern befrag-
ten Kommunalpolitikerinnen gaben an, dass sie per-
sönlich angesprochen wurden und so zu ihrem politi-
schen Engagement kamen. Allerdings wünschten sie 
sich eine stärkere öffentliche Anerkennung ihrer Ar-
beit. So könnten regionale Medien z. B. Porträts von 
Kommunalpolitikerinnen veröffentlichen und auf 
diesem Weg Vorbilder für politisch interessierte Frau-
en schaffen. So veranlasste z. B. die Übernahme des 
Vorsitzes der CDU durch Angela Merkel ebenso wie 
Wahlerfolge von FDP-Kandidatinnen in Hamburg 
und Bremen Frauen zu politischem Engagement.
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Regionale Rahmenbedingungen sind entscheidend 
für den Verbleib von Frauen in den neuen Bundes-
ländern und damit auch für ihren Zugang zur Kom-
munalpolitik.106 „Die Bindung engagierter Frauen 
an die Region sollte durch übergreifende Initiativen 
und Kampagnen intensiviert werden, um Identifi-
kationsmöglichkeiten vor Ort zu schaffen.“107 Die 
Verfasserinnen der Studie „Frauen führen Kommu-
nen“ stellten bei ihren Befragungen von Bürgermei-
sterinnen und Bürgermeistern fest, dass sich eine 
starke regionale Verwurzelung als „charakteristi-
sches Merkmal und gewichtiger Erfolgsfaktor“ her-
auskristallisiert habe. So stünden „45 Prozent der 
weiblichen und über 60 Prozent der männlichen 
Befragten […] heute der Kommune vor, in der sie 
geboren bzw. aufgewachsen sind. Dies trifft vor al-
lem für die neuen Bundesländer zu (57 Prozent der 
Befragten gegenüber 48 Prozent im Westen).“108

Alle befragten Kommunalpolitikerinnen gaben an, 
zehn oder mehr Jahre an dem Ort zu leben, in dem 
sie gewählt wurden. Ein Teil war dort auch gebo-
ren. Die Mehrheit der anderen kam zumindest aus 
Mecklenburg-Vorpommern. Regionale Verwurze-
lung spielt daher eine große Rolle. Der Mehrwert 
ergibt sich durch die Verankerung in zivilgesell-
schaftlichen Organisationen sowie durch die eigene 
gesellschaftliche und berufliche Tätigkeit, die zu ei-
nem entsprechend hohen Bekanntheitsgrad beitra-
gen.

Neben der regionalen Verwurzelung spielen erfah-
rene Kommunalpolitikerinnen und -politiker eine 
wichtige Rolle bei der Nachwuchsgewinnung. Sie 

können als Vorbilder für den Einstieg in die Politik 
wirken und für Kommunalpolitik werben. Wich-
tig wäre es, sie als Mentorinnen und Mentoren für 
Nachwuchspolitikerinnen zu gewinnen.109 In den 
Gesprächen sowohl mit den Landesgeschäftsfüh-
renden der demokratischen Parteien in Mecklen-
burg-Vorpommern als auch mit Kommunalpoli-
tikerinnen wurde darauf hingewiesen, dass bei der 
Gewinnung von Mentorinnen und Mentoren vor 
allem zwei Punkte problematisch seien. Zum einen 
hätte kaum jemand Interesse daran, sich die eigene 
Konkurrentin oder den eigenen Konkurrenten für 
kommende Wahlen heran zu ziehen und zum zwei-
ten würde die zeitlich Belastung durch Amt und 
Mandat kaum Freiräume für das Mentoring lassen. 
Auch seitens der Kommunalpolitikerinnen wurde 
das Zeitargument häufig als Grund genannt, warum 
auch von anderen Institutionen (z. B. Europäische 
Akademie für Frauen in Politik und Wirtschaft, 
Kommunalpolitisches Forum Mecklenburg-Vor-
pommern, Frauenbildungsnetz Mecklenburg-Vor-
pommern e.V.) angebotene Bildungsveranstaltungen 
(Rhetorikkurse, Umgang mit Medien, Konfliktbe-
wältigung, Zeitmanagement etc.) kaum nachgefragt 
oder genutzt werden.

Zusammenfassend kann den Feststellungen in der 
Studie „Frauen führen Kommune“ nur zugestimmt 
werden. „Kommunalpolitik bedarf eines breiten 
Pools an interessierten und qualifizierten Menschen 
mit unterschiedlichen Erfahrungen und soziokultu-
rellen Hintergründen. Allein aus Gründen der demo-
grafischen Entwicklung und der Nachwuchssiche-
rung wird es nicht mehr möglich sein, künftig auf 

Landtag Mecklenburg-Vorpommern 

Foto: Uwe Balewski
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die Potenziale von Frauen zu verzichten. Frauen sind 
mit Sicherheit nicht per se die besseren Politikerin-
nen, doch sie können aufgrund ihrer Orientierung 
auf mehrere Lebensbereiche und unterschiedlicher 
Lebenserfahrungen wichtige Impulse und Sichtwei-
sen einbringen, die dazu beitragen, die Qualität poli-
tischer Entscheidungen zu verbessern. Im Kern geht 
es jedoch um die Behebung eines demokratischen 
und gleichstellungspolitischen Defizits, das vor allem 
mit Blick auf den im Artikel 3 Grundgesetz veranker-
ten aktiven Gleichstellungsauftrag dringend geboten 
ist.“110

Die Verfasserinnen der Studie „Frauen machen neue 
Länder“ vermuten für die Zukunft einen steigenden 
Einfluss der Frauen vor allem in ländlichen und pe-
ripheren Regionen. Sie stützen ihre These auf die 
Befragung ostdeutscher Frauen. Diese betonten, dass 
„besonders in schrumpfenden ländlichen Regionen 
notwendige Versorgungseinrichtungen nur in Ko-
operation und Abstimmung mit vielen verschiedenen 
Akteuren und Akteurinnen aufrechterhalten werden 
können. Die besonderen Fähigkeiten von Frauen, 
eher sach- und lösungsorientiert und nicht machtori-
entiert zu arbeiten“111, würden sich hier als vorteilhaft 
erweisen. Darüber hinaus – so die Interviewpartne-

rinnen in der o. g. Studie – besäßen Frauen die Fähig-
keit sehr flexibel auf sich verändernde Rahmenbedin-
gungen zu reagieren. Sie würden weniger in festge-
legten Rollen denken und auch für unkonventionelle 
Lösungen offen sein.112

Ob sich das in einem höheren Anteil von Frauen in 
der Landes- und Kommunalpolitik niederschlagen 
wird, bleibt abzuwarten. In den Gesprächen sowohl 
mit Kommunal- und Landespolitikerinnen als auch 
mit den Landesgeschäftsführenden wurde darauf 
verwiesen, dass gerade in den kleinen Gemeinden 
und den ländlichen Gebieten Mecklenburg-Vor-
pommerns eher ein traditionelles Rollenverständnis 
vorherrschend sei, wonach die Frau sich um Beruf, 
Haushalt und Familie kümmern würde, der Mann 
dagegen um das Öffentliche, die Politik. Ob diese 
Wahrnehmungen der Realität entsprechen, müsste 
überprüft werden.

Ungeachtet dessen bleibt es eine wichtige Aufgabe, 
Frauen für politische Mandate zu gewinnen. Wie 
das gelingen kann, soll im Folgenden exemplarisch 
an Einstiegswegen der befragten Frauen in die Kom-
munal- bzw. Landespolitik in Mecklenburg-Vorpom-
mern aufgezeigt werden.

4.5.	 Einstiegswege von Frauen in die Kommunalpolitik  
in Mecklenburg-Vorpommern

Der Einstieg in die Politik erfolgte auf sehr unter-
schiedlichen Wegen. Es lassen sich jedoch drei, weiter 
zu verifizierende, Gruppen identifizieren.

ϱϱ Zum einen Frauen, die schon zu DDR-Zeiten 
politisch aktiv waren und die ihr Engagement nach 
der Wiedervereinigung kontinuierlich fortsetzten.

ϱϱ Der zweiten Gruppe gehören Frauen an, deren 
Engagement aus der Zeit der friedlichen Revolution 
datiert, die bis dahin keinerlei politische Aktivitäten 
entwickelt hatten. Sie wurden durch Ereignisse seit 
1989/90 motiviert, sich politisch zu betätigen.

ϱϱ Die dritte Gruppe bilden vor allem – aber nicht 
nur – jüngere Frauen, die über die Mitarbeit in Par-
teien, in zivilgesellschaftlichen Initiativen oder aus 
persönlicher Betroffenheit politisch aktiv wurden. 
Zu dieser Gruppe gehören auch Frauen, die die fried-
liche Revolution und die deutsche Einheit als Bruch 
erlebten und danach ihre politischen Aktivitäten völ-
lig eingestellt hatten, sich jedoch Jahre später erneut 
engagierten. Zum Teil waren es ganz konkrete Ereig-
nisse, die den Anstoß für das Engagement, den Ein-
tritt in eine Partei oder in ein Wählerbündnis gaben 
(z. B. Unzufriedenheit mit Kommunalpolitik oder 
etablierten Kommunalpolitikern im Kreis oder der 

Gemeinde). Viele wurden direkt von bereits politisch 
Aktiven angesprochen. Es gab jedoch auch Frauen, 
die von sich aus an Parteien herantraten und ihr In-
teresse an einer Mitwirkung signalisierten. Oftmals 
begann ihr Engagement als sachkundige Einwohne-
rin oder in einem Ortsbeirat. 

Die Auswertung der anonym erhobenen Daten zeigt 
deutlich, dass Frauen, deren Engagement aus der Zeit 
der friedlichen Revolution herrührt (Typ 2), momen-
tan noch dominant vertreten sind (siehe Tab. 22). 
Der Generationenwechsel bahnt sich jedoch ohne 
Zweifel an. Die Unterschiede im politischen Verhal-

Gruppen von  
Kommunalpolitikerinnen

Tabelle 22

Quelle: Eigene Darstellung

T yp 1 T yp 2 T yp 3

Befragte (in %) 11,43 65,71 22,86
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ten zwischen Jüngeren und Älteren, als Produkt der 
Sozialisation wie der allgemeinen Regeln der politi-
schen Arena, sind hieraus noch nicht ablesbar. Die 
zahlreichen Beschreibungen für die jüngeren Genera-
tionen – Praktikum, o. ä. – verkaufen sich zwar aus-
nehmend gut, sagen aber wenig über die Menschen 
an sich aus.

Für den Typ 3 ist zumindest unter den Befragten 
festzustellen, dass es sich mehrheitlich um stark in 
ihren Parteien verankerte Frauen handelt. Neben den 
kommunalen Mandaten wurden Vorstandstätigkei-
ten und/oder klare Perspektiven auf einen aussichts-
reichen Listenplatz bei der im September 2016 statt-
findenden Landtagswahl angegeben. Damit kann für 
die „nachwachsenden“ Politikerinnen von klassischen 
Parteikarrieren gesprochen werden.

Es gibt kein generelles Konzept, wo und wie Frauen 
für kommunalpolitische Mandate gewonnen wer-
den können. Dies kam auch in den Gesprächen mit 
den Landesgeschäftsführenden der demokratischen 
Parteien zum Ausdruck. Oft sind es die weiblichen 
Parteimitglieder, die gezielt andere Frauen in ihrem 
Bekanntenkreis ansprechen und versuchen, sie für 
politische Mitwirkung zu gewinnen.

Auch die Beschäftigung mit kommunalpolitischen 
Fragen in einem überschaubaren Rahmen (z. B. Ge-
meindevertretungen, Ortsbeiräte oder Bürgerinitiati-
ven), die schließlich zu einem immer umfassenderen 
Einblick in die Probleme des Landkreises bzw. der 

kreisfreien Stadt führe, motiviere zu weiterem Enga-
gement. Der dadurch ausgelöste Lernprozess wurde 
von vielen Befragten als sehr mühsam und zeitauf-
wendig beschrieben. Am Ende stand jedoch bei den 
meisten die Erkenntnis, dass man das so erworbene 
Wissen gern in der praktischen Politik anwenden wür-
de. Die befragten Kommunalpolitikerinnen erklär-
ten, sie hätten die Erfahrung gemacht, dass Frauen 
den Mehrwert dieses Lerneffektes erkennen würden 
und eine einmal angefangene Sache zu einem guten 
Ende bringen wollen. Die investierte Zeit soll nicht 
umsonst gewesen sein. Zudem erklärten die Politike-
rinnen, dass sie eine Sache, die sie einmal angefangen 
haben, auch richtig machen wollen. Seitens der Lan-
desgeschäftsführenden der demokratischen Parteien 
in Mecklenburg-Vorpommern wurde diese Tatsache 
immer wieder als besonders positiv hervorgehoben. 
Weibliche Parteimitglieder würden übernommene 
Aufgaben zuverlässig und in hoher Qualität erfüllen. 
Das könne man von männlichen Parteiangehörigen 
nicht immer behaupten.

Frauen, die sich einmal in die komplizierte Thema-
tik eingearbeitet haben, sollten von den Parteien und 
Wählergemeinschaften auf alle Fälle „gehalten“ wer-
den, in welcher Funktion oder Position auch immer. 
Sie stellen ein wichtiges Reservoir für künftige Kan-
didaturen dar. Übereinstimmend erzählten viele der 
befragten Frauen, dass Kommunalpolitik ihnen Spaß 
bereiten würde, dass man nur schwer davon wieder 
los käme.

Kreistag Vorpommern-Greifswald 

Quelle: Landkreis Vorpommern-Greifswald
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5.	Fazit und Ausblick: klares Ziel, langer Weg

5.1.	W ünschenswerte Entwicklungen113

Um mehr Frauen für politische Mandate zu gewin-
nen, sollte man aus Sicht der befragten Politikerinnen 
nicht nur darüber nachdenken, an welchen Orten ge-
eignete Kandidatinnen zu finden sind, sondern auch 
neue Angebote schaffen. Einige traten dafür ein, ein 
Frauenmentoringprogramm auf den Weg zu bringen. 
Andere plädierten für die Einrichtung von Frauenfo-
ren, um über Kommunalpolitik zu informieren. Al-
lerdings gab es auch Politikerinnen, die meinten, es 
wäre besser, wenn man erst einmal „ins kalte Wasser 
springen“ würde. Zu viele Informationen über die 
Arbeit von Kommunalpolitikerinnen könnten eher 
abschreckend wirken. Es müsse daher überlegt wer-
den, wie interessierte Frauen an Themen herangeführt 
werden könnten. In diesem Zusammenhang plädier-
ten sie dafür, auch die Möglichkeit für eine zeitlich 
begrenzte Mitwirkung an überschaubaren Projekten 
einzuräumen. Auf diese Weise wäre es möglich, bei 
kommunalpolitischen Projekten eine größere Bürger-
beteiligung zu erreichen, mit Hilfe derer man durch-
aus Widerstände der Verwaltung überwinden könnte.

Übereinstimmung bestand bei allen befragten Frauen 
darin, dass eine direkte – manchmal auch mehrfache 
– Ansprache stattfinden müsse. Hilfreich seien per-
sönliche Kontakte. Die Ansprache sollte themenbezo-
gen sein, d. h. an den Interessen und Anliegen der po-
tentiellen Mitstreiterinnen anknüpfen. Die Landes-
geschäftsführenden der demokratischen Parteien ver-
wiesen dabei vor allem auf ihre Frauenorganisationen. 
Frauen würden sich eher durch Frauen ansprechen 
lassen. Im Vordergrund sollte dabei allerdings nicht 
die Werbung um Parteimitglieder stehen, sondern die 
Gewinnung von interessierten Frauen für politische 
Aktivitäten. Die Ansprache selbst sollte schon früh 
einsetzen, so z. B. in Schulen oder an Universitäten. 
Dabei sollte auch auf erfahrene Kommunalpolitike-
rinnen zurückgegriffen werden, die vor Ort über ihre 
Arbeit berichten könnten. Sie selbst könnten interes-
sierten Frauen anbieten, sie bei ihrer kommunalpoliti-
schen Arbeit zu begleiten. Auf diese Weise würden sie 
quasi als „Praktikantinnen“ in Netzwerke eingebun-
den werden.

Zudem sollte in der Öffentlichkeit mehr darüber 
aufgeklärt werden, dass Kommunalpolitik eigentlich 
Frauenpolitik sei, weil die getroffenen Entscheidun-
gen unmittelbar Auswirkungen auf die Situation der 

Bürgerinnen und Bürger haben. Als positives Bei-
spiel, das fortgeführt werden solle und über das in 
den Medien berichtet wurde, wurde die „Frauenbür-
gerschaft“ mit dem Gender-Budgeting in Rostock 
erwähnt, das in Zusammenarbeit mit der Gleichstel-
lungsbeauftragten und der Verwaltung stattfand. 

Eine wichtige Rolle bei der Werbung von Nach-
wuchspolitikerinnen wurde in den Gesprächen den 
Medien zugeschrieben. So würde eine differenzierte 
und sachliche Berichterstattung über Kommunal-
politik Interesse wecken können, während Berichte, 
die sich nur mit Konflikten beschäftigen, eher die 
Abneigung dagegen verstärken und dadurch demo-
tivierend wirken. Die bereits erwähnten „Vorbilder“ 
wären wichtige Faktoren, um Interessierte an Politik 
heranzuführen. 

Vorgeschlagen wurde auch die Verabschiedung neu-
er Gesetze114, so z. B. die Einführung des erwähnten 
Parité-Prinzips oder die Festlegung, dass eine Min-
destzahl der Kreis- oder Landtags- bzw. der Bürger-
schaftsabgeordneten weiblich sein müssen. Sollte das 
nicht erreicht werden, sollten die Plätze frei bleiben. 
Dadurch würden die Parteien nicht nur gezwungen, 
genügend weibliche Kandidaten auf ihren Listen zu 
haben, sondern auch dafür zu sorgen, dass sie gewählt 
werden würden.

Eine andere vorgeschlagene Regelung sollte ehren-
amtlichen Politikerinnen und Politikern die Mög-
lichkeit einräumen, einen Tag im Monat für ihr Eh-
renamt freigestellt zu werden. Häufig wurde auch für 
mehr Verständnis der Arbeitgeber für das ehrenamt-
liche Engagement geworben, würde dies doch auch 
von Vorteil für sie sein (Informationen über geplante 
Vorhaben, positives Image).

In diesem Zusammenhang wurde die geringe Auf-
wandsentschädigung für ehrenamtliche Kommu-
nalpolitikerinnen und -politiker als Hemmnis bei 
der Gewinnung von Frauen für Kommunalpolitik 
genannt. Es sei wünschenswert, die Mittel dafür 
deutlich aufzustocken, um den Kraft- und Zeitauf-
wand angemessen honorieren zu können. Ein erster 
Schritt könnte die Abschaffung der Versteuerung der 
Aufwandsentschädigungen für das Ehrenamt sein. 
Einige Kommunalpolitikerinnen plädierten für die 
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Einführung einer hauptamtlichen kommunalen Ebe-
ne. Allerdings waren sich alle einig, dass es eine klare 
Priorisierung der Reihenfolge geben sollte: Zuerst 
mehr Anerkennung und danach die „dezente“ Ver-
besserung der materiellen Situation. 

Von besonderer Bedeutung für die Gewinnung 
von Frauen für politische Mandate waren für viele 
Kommunalpolitikerinnen Maßnahmen zur Verbes-
serung der Vereinbarkeit zwischen Beruf, Ehrenamt 
und Familie. Dazu sollten die Sitzungszeiten fami-
lienfreundlicher gestaltet und der ÖPNV verbessert 
werden. Die Sitzungen selbst sollten zeitlich begrenzt 
werden und über eine klare Agenda verfügen. Mate-
rialien könnten online versandt und die technischen 
Kommunikationsmöglichkeiten stärker genutzt wer-
den. Generell sollte die Digitalisierung der Kommu-
nalpolitik vorangetrieben werden.

Junge Mütter müssten sich darüber hinaus darauf 
verlassen können, dass zu den Sitzungs- und Partei-
terminen die Kinderbetreuung verbindlich geregelt 
ist (24h-Kita als Option).

Für alle Befragten stand fest, dass der Schritt in die 
Kommunalpolitik kein leichter ist. Nicht selten ge-
schieht er zufällig. Aber nach Anfangsschwierigkei-
ten und trotz der kontinuierlich präsenten Hürden 
bleibt es eine Aktivität, die Spaß macht. Gerade das 
Engagement vor Ort, an der eigenen familiären und 
beruflichen Wirkungsstätte wurde als bereichernd 
beschrieben. Als Wunsch wurde aus dieser Erfahrung 
abgeleitet, dass der Einstieg gefördert werden müsse, 
nicht nur weil es für die Gesellschaft von Bedeutung 
ist, sondern gerade, weil nach dem ersten „Berg“ die 
„Droge“ Politik wirkt und die weitere Partizipation 
in welcher Rolle auch immer schnell zur Selbstver-
ständlichkeit wird.

5.2.	 Abgeleitete Handlungsempfehlungen

Auf der Basis bereits vorliegender Analysen zur Er-
höhung des Frauenanteils in der (Bundes-), Landes- 
und Kommunalpolitik sowie unter Einbeziehung der 
Erfahrungen der Erhebung dieser Studie lassen sich 
Handlungsoptionen auf vier Ebenen zusammenfassen:

1.	Gewinnung von Frauen für politische 
Partizipation im Allgemeinen

2.	Fördermöglichkeiten der Parteien
3.	Institutionelle und strukturelle Reformen
4.	Veränderung der (politischen) Kultur

Gewinnung von Frauen für 
politische Partizipation im 
Allgemeinen

Dieser Punkt ist freilich nicht auf Frauen beschränkt, 
sondern kann vor dem Hintergrund von sinkenden 
Mitgliederzahlen bei Parteien, relativ geringen Wahl-
beteiligungen und zumindest in den ostdeutschen 
Bundesländern einer dünnen Decke an zivilgesell-
schaftlicher Organisationen für die gesamte Bevöl-
kerung gelten. Dabei geht es um die Sensibilisie-
rung für gleichberechtigte Teilhabe bei politischem 
Engagement und Partizipation. Kampagnen und 
Öffentlichkeitsarbeit sind hier genauso nötig wie 
Transparenz von politischen Entscheidungen und 
Strukturen. Darüber hinaus bedarf es erfolgreicher 
Symbolfiguren wie auch niedrigschwelliger Einstieg-
sangebote. Letzteres wäre eine parteiunabhängige, 
möglicherweise im ersten Schritt nur themenbezoge-
ne Partizipation.

Es ist darauf hinzuweisen, dass bei den drei von dieser 
Studie identifizierten Typen von potentiellen Kom-

munalpolitikerinnen unterschiedliche Varianten der 
Ansprache denkbar sind, aber auch gefunden wer-
den müssen, um sie für Kandidaturen und politische 
Mandate zu gewinnen. Varianzen in Sozialisation, 
Mediennutzung und gesellschaftlicher Zielsetzung 
legen dies nahe.

Fördermöglichkeiten der 
Parteien

Diejenigen, die den ersten Schritt gemacht haben, in 
eine Partei oder überhaupt in eine politische Arena 
eingetreten sind, sollten gezielt gefördert werden. 
Mentoring und Weiterbildungen sind hier in der Li-
teratur und Praxis allgemein als hilfreich beschrieben 
worden. Für Weiterbildungen kann das unbedingt 
unterstrichen werden. Es geht um:

ϱϱ die Vermittlung von fachlichen Kompetenzen,
ϱϱ Informationen über den kommunalpolitischen 
Alltag und seine Abläufe sowie rechtliche 
Hintergründe und Prozesse und

ϱϱ die Entwicklung von Handlungskompetenzen

Das alles dient nicht nur dazu, die Fülle der Infor-
mationen und Aufgaben in Parteien und in der 
(Kommunal)-Politik zu verarbeiten, sondern fördert 
die Bekanntheit, vermittelt Erfahrungen und trägt 
dazu bei, über Netzwerke mögliche Hilfsstellung im 
Amt zu bieten.

Im Mentoring steckt die Ambivalenz, dass es zu-
nächst zeitaufwendig ist und bei Mentees die Sorge 
vor Konkurrenz nach sich ziehen kann. Hier sind in-
direkte Wege, wie sie in den Parteien zum Teil schon 
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praktiziert werden, zielführend. Dazu können Lehr-
gänge auf Bundesebene, die Einbindung von sach-
kundigen Einwohnerinnen oder möglicherweise das 
Dasein als „Praktikantin“ von Mandatsträgerinnen 
oder -trägern gehören.

Parteien können mit einem festen Quotensystem 
bei Listenaufstellungen und einer offenen Organi-
sationskultur die Förderung und den Einstieg von 
Frauen in Politik und Mandate erleichtern. DIE 
LINKE, SPD und BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 
praktizieren dies und sehen in der langen Rückschau 
die Vorzüge.

Mit Frauen auf einer Kandidatenliste ist die Gleich-
berechtigung im Parlament noch nicht sichergestellt. 
Es gilt auch, Unterstützung im Wahlkampf zu or-
ganisieren. Kandidatinnen werden in der Medien
öffentlichkeit und von den Wählerinnen und Wäh-
lern anders wahrgenommen als Männer. Politik ist 
für viele noch ein männliches Geschäft. Daher ist 
gerade in diesem Bereich eine professionelle Öffent-
lichkeitsarbeit notwendig, die die Besonderheiten 
und Vorteile weiblicher Führung offensiv heraus-
stellt. Dadurch könnte dem Phänomen des double 
bind für Frauen in der Politik entgegengewirkt wer-
den, der dazu führt, dass falsch ist, was immer sie 
tun.115 Gleichzeitig wäre das eine Möglichkeit, um 
Vorbilder für junge Nachwuchspolitikerinnen zu 
präsentieren und sie für eine Karriere in der Politik 
zu gewinnen, ihnen Mut zu machen.116

Parteien in Regierungsverantwortung haben die 
Chance, Ministerien und Parlamentarische Staatse-
kretärsstellen gezielt weiblich zu besetzen. Auf diesem 
Wege wäre eine Veränderung der entsprechenden 
Wahrnehmung und Kultur möglich.

Institutionelle und 
strukturelle Reformen

Die Vereinbarkeit von Politik mit Familie und – im 
Fall von ehrenamtlicher Kommunalpolitik – dem 
Beruf wurde bereits thematisiert. Eine langfristige 
Veränderung sollte jedoch darauf gerichtet sein, dass 
die zentrale Ressource Zeit so nachhaltig und ge-
schlechtsunabhängig im politischen Raum gemanagt 
wird wie möglich. Vereinbarkeit heißt im Flächen-
land Mecklenburg-Vorpommern dann im Zweifel, 
neue Kommunikationswege zu beschreiten. Bei der 
Überwindung von langen Wegen kann die Digitali-
sierung, aber mehr noch die Bereitstellung der ent-
sprechenden technischen Möglichkeiten – für den 
Landtag wurden Tablets zum Standard – für Man-
datsträgerinnen und -träger Großes leisten.

Veränderung der (politischen) 
Kultur

Neben den dargestellten „kleinen“ Schritten bleibt es 
wichtig, die Gleichstellung der Geschlechter in der 
Gesellschaft weiter voran zu bringen. Dies bedeutet, 
dass überkommene Bilder in der Realität und Ver-
mittlung überwunden werden müssen. Prägende 
Rollenbilder haben sich immer wieder gewandelt. 
Diese Entwicklung kann und sollte forciert werden. 
Denkbar und wünschenswert wäre es, wenn dies mit 
einer grundlegenden Dekonstruktion zur Vermei-
dung der Reproduktion der „alten Verhältnisse“ ver-
bunden wäre.

Stadtvertretung Schwerin 

Quelle: Landeshauptstadt Schwerin
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Fazit

Die Politik kann von einer gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern an der Politik, 
also „jenes menschliche Handeln, das auf die Herstellung allgemein verbindlicher Reglungen und 
Entscheidungen in und zwischen Gruppen von Menschen abzielt“117, nur profitieren. Ausgewo-
genere Diskussion, mehr Konsensorientierung in Verbindung mit einer angemessenen, primär 
sachorientierten Streitkultur sowie die Einbindung des weiblichen Fähigkeiten- und Dispositi-
onsspektrums sollten zielstrebig einer Umsetzung zugeführt werden.

Kreistag Mecklenburgische Seenplatte 

Quelle: Landkreis Mecklenburgische Seenplatte

Fazit
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Zusammenfassung

Die Gleichberechtigung der Frau in der Gesellschaft ist ein Anspruch, der scheinbar Selbst-
verständlichkeit in Deutschland ist. Zumal er über Artikel 3 des Grundgesetzes bereits seit 
1949 ein Auftrag, auch an den Staat, mit Verfassungsrang ist. Da in der Öffentlichkeit die 
Teilhabe an Entscheidungsprozessen in Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Gesellschaft und 
Kultur als Gradmesser für Gleichstellung gilt – und im 21. Jahrhundert als gesamtgesell-
schaftliche Thema wahrgenommen wird – gewinnt die Frage, wie mehr Frauen für solche 
Positionen gewonnen werden können, an Bedeutung.

Vergleicht man Mecklenburg-Vorpommern mit an-
deren bundesdeutschen Ländern, so lassen sich einige 
Besonderheiten feststellen, die durch die Wirtschafts-
struktur, Bevölkerungsentwicklung und regionale 
Prägungen bedingt sind. Darüber hinaus gibt es seit 
der Kreisgebietsreform von 2011 hier die größten 
Landkreise in der Bundesrepublik.

Die Zivilgesellschaft ist in Mecklenburg-Vorpom-
mern nur schwach ausgebildet. Vor allem die Abwan-

derung der jüngeren, tendenziell aktiveren Bevölke-
rung in die Städte wirkt sich negativ aus.

Ein weiterer Prozess, der im Hintergrund stattfindet, 
ist der generationale Wechsel. 25 Jahre nach der Wie-
dervereinigung nimmt der Anteil der im geeinten 
Deutschland sozialisierten Bevölkerung zu. Welche 
Implikationen dies für das Gemeinwesen hat und ha-
ben wird, ist bisher nicht absehbar.

Kurzfassung wichtiger Ergebnisse 

1.	 In Mecklenburg-Vorpommern wurde im Koalitionsvertrag zwischen SPD und CDU nach der 
Landtagswahl 2011 der Anspruch formuliert: „Mehr Frauen sollen ermutigt werden, sich in 
der Politik zu engagieren“. Die vorliegende Studie liefert hierzu erstmals eine umfangreiche 
quantitative und qualitative Erhebung, die für das Bundesland Faktoren von Relevanz heraus-
arbeitet.

2.	 Frauen in Mecklenburg-Vorpommern sind schon bei den Bewerbungen um ein Abgeordne-
tenmandat in den demokratischen Vertretungen auf kommunaler Ebene, im Landtag oder im 
Bundestag stark unterrepräsentiert.

3.	 Für das Bundesland lässt sich nachweisen, dass es bis Mitte der 2000er Jahre einen Anstieg 
des Frauenanteils in der Landespolitik gegeben hat. Danach fällt der Wert ab. Wesentlichen 
Einfluss auf diesen Trend hatte der Einzug der FDP und der NPD 2006 in das Landespar-
lament. Die FDP drückte mit nur einer Frau unter sieben Abgeordneten den Durchschnitt. 
Die Rechtsextremisten hatten bisher noch nie eine Mandatsträgerin im Landtag. Der leichte 
Anstieg nach der Wahl 2011 wurde sowohl durch das sehr gute Wahlergebnis für die SPD als 
auch durch den Einzug von BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN beeinflusst.

4.	 Im Schnitt liegt das Eintrittsalter von Frauen in ein Mandat auf kommunaler Ebene bei etwas 
mehr als 39 Jahren. Wenn Frauen Landtagsmandate übernehmen, sind sie im Durchschnitt ca. 
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vier Jahre älter. Insgesamt sind sie durchschnittlich jünger als ihre männlichen Pendants. Das 
Bildungsniveau sowohl der weiblichen Landtagsabgeordneten als auch der Kommunalpoliti-
kerinnen ist ausgesprochen hoch (≥ 80 Prozent mit einem universitären oder vergleichbaren 
Abschluss) und durchschnittlich höher als das der Männer mit vergleichbaren Mandaten. Die 
Anzahl der Kinder (≥ 1,9) liegt deutlich über der des Bevölkerungsdurchschnitts (1,3). Mit 
Blick auf die NPD fällt auf, dass die Partei, die ideologisch den Kinderreichtum in den (deut-
schen) Familien fördern möchte, in der Person ihrer Parlamentarier nicht mit „gutem“ Beispiel 
voran geht.

5.	 In der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommerns hatten Frauen seit 1990, neben wenigen 
Staatssekretärinnenpositionen, die Ministerien Finanzen (durchgängig), Umwelt, Bildung, Ju-
stiz und Soziales inne. Trotzdem gab es nie mehr als drei weibliche Ministerinnen und drei 
Staatssekretärinnen gleichzeitig. Letztgenannte Kombination stellt dabei seit 2011 einen Hö-
hepunkt dar. Gemessen an den Möglichkeiten der jeweiligen Ministerpräsidenten, die seit 
1990 insgesamt 83 Ministerposten besetzen konnten, bleibt der Frauenanteil mit lediglich 22 
Positionen in den Landesregierungen deutlich verbesserungswürdig.

6.	 Mecklenburg-Vorpommern belegt bei den kommunalen Mandaten mit einem Frauenanteil 
von 25 Prozent Rang zwei unter den ostdeutschen Ländern. Deutliche Unterschiede gibt es 
zwischen den beiden Landesteilen. Während in der Kommunalpolitik in Mecklenburg der 
Frauenanteil zwischen 21 und 38 Prozent liegt, werden in Vorpommern nur 15 bis 23 Prozent 
erreicht. 

7.	 Der Frauenanteil allein sagt noch wenig über reale Machtpositionen aus. Wichtige Funktionen 
– wie z. B. die Fraktionsvorsitze – sind in den sechs Landkreisen und den beiden kreisfreien 
Städten nach der Kommunalwahl zum überwiegenden Teil in Männerhand geblieben. 

 
Statistische Daten zu befragten Kommunalpolitikerinnen  
in Mecklenburg-Vorpommern 

8.	 Unter den befragten Kommunalpolitikerinnen lag der Altersschnitt mit knapp 54 Jahren etwa 
in dem Bereich, der in anderen Studien ermittelt wurde. 23 Prozent der Frauen wurde vor 
1950 geboren und etwa genauso viele nach 1975. Bei den Letztgenannten sind alle - bis auf 
eine Ausnahme - Mitglied einer etablierten Partei.

9.	 Der größte Teil (80 Prozent) der Gesprächspartnerinnen verfügt über eine abgeschlossene 
Hoch- oder Fachschulausbildung. Alle Befragten sind beruflich arriviert. In der Mehrheit der 
Fälle üben sie Tätigkeiten aus, die eine hohe Außenkommunikation implizieren (Sozialarbeite-
rinnen, Lehrerinnen, Selbstständige o. ä.). 

10.	 Alle befragten Kommunalpolitikerinnen gaben an, zehn oder mehr Jahre an dem Ort zu leben, 
in dem sie gewählt wurden. Ein Teil war dort auch geboren. Die Mehrheit der anderen kam 
zumindest aus Mecklenburg-Vorpommern. 
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Fördernde Faktoren – Handlungsempfehlungen 

11.	 Die Verbundenheit mit der Region ist für alle befragten Kommunalpolitikerinnen relevant. 
Die persönliche Bekanntheit und Verwurzelung im regionalen Umfeld wirkt sich vorteilhaft 
auf die Chancen, gewählt zu werden, aus. Gerade in kleineren Gemeinden (ca. 2.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner) spüren weibliche Kandidatinnen diesen positiven Effekt.

12.	 Kommunalpolitikerinnen in Mecklenburg-Vorpommern sehen in der Lösung des Vereinbar-
keitsproblems einen wichtigen Faktor, um Frauen für politische Ämter zu gewinnen. So sollten 
Veranstaltungen am Wochenende tabu sein. Die Tagungsorte sollten über die Infrastruktur zur 
Kinderbetreuung verfügen, oder es sollten Möglichkeiten erschlossen werden, um Kinder zu 
Hause oder in 24h-Kitas betreuen zu lassen.

13.	 Ein besonderes Problem stellen die großen Entfernungen zwischen Arbeits- bzw. Wohnort 
und dem jeweiligen Sitz des Kreistages dar, die sich infolge der Kreisgebietsreform nochmals 
verlängert haben. Hier könnten nach Meinung der Kommunalpolitikerinnen z. B. wechselnde 
Sitzungsorte relativ schnell zu Verbesserungen respektive einem Ausgleich führen.

14.	 Politikerinnen in Mecklenburg-Vorpommern halten bei Kommunalwahlen das Parteilabel bis 
zur Wahl für wichtig. Sie schätzen vor allem die strukturelle Unterstützung und die Netz-
werkarbeit innerhalb der Parteien. Da Kommunalwahlen jedoch Personenwahlen sind, ist die 
Bekanntheit der Kandidatinnen höher zu bewerten.

15.	 Neben der Verankerung in der Zivilgesellschaft profitieren erfolgreiche Kommunalpolitikerin-
nen in Mecklenburg-Vorpommern auch von öffentlicher Anerkennung, sei es in Gestalt von 
Preisen (Helene-Weber-Preisträgerinnen) oder einer positiven Darstellung in den Medien.

 
Hemmende Faktoren – Handlungsempfehlungen 

16.	 Innerparteiliche Strukturen oder männliche Rituale wurden von vielen Kommunalpolitike-
rinnen als eher hemmende Faktoren empfunden. Einige sprachen auch über eine sich verstär-
kende innerparteiliche (männliche) Konkurrenz, sobald Frauen bei Kandidaturen oder in der 
Öffentlichkeit erfolgreicher seien. 

17.	 Quotierung wird seitens der Landesgeschäftsführenden der demokratischen Parteien in Meck-
lenburg-Vorpommern als wichtiges Instrument generell befürwortet. Kommunalpolitikerin-
nen halten sie nicht für ausreichend, um mehr Frauen den Weg in politische Ämter zu ermög-
lichen. Sie wünschen sich alternierende Wahllisten für Frauen in den kommunalen Gremien 
bzw. die Einführung eines Parité-Gesetzes nach französischem Vorbild.
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18.	 Kommunalpolitikerinnen in Mecklenburg-Vorpommern empfinden die Größe der Landkreise 
als besondere Herausforderung für das ehrenamtliche Engagement. Mit der Kreisstrukturre-
form wurden den Landkreisen zudem mehr Aufgaben zugewiesen, die beraten und entschieden 
werden müssen. In der Konsequenz nimmt die zeitliche Belastung deutlich zu, und junge Frau-
en mit kleinen Kindern haben erhebliche Probleme bei der Vereinbarkeit.

19.	 Auch der in manchen Landkreisen vorhandene Spardruck wirkt sich demotivierend aus. Dar-
über hinaus werden Gestaltungsspielräume durch die hauptamtliche Verwaltung de facto be-
schränkt. Dadurch fehlen Freiräume, um gestalten zu können, es fehlen Erfolge, die motivie-
rend wirken könnten.

 
Einstiegswege – Handlungsempfehlungen 

20.	 Viele der in Mecklenburg-Vorpommern befragten Kommunalpolitikerinnen gaben an, dass 
sie z. T. mehrmals persönlich angesprochen wurden und so zu ihrem politischen Engagement 
kamen. Die Ansprache sollte themenbezogen sein, d. h. an den Interessen und Anliegen der 
potentiellen Mitstreiterinnen anknüpfen.

21.	 Oftmals sind es weibliche Vorbilder, die das Interesse an politischen Aktivitäten wecken. Er-
fahrene Kommunalpolitikerinnen und -politiker können als Vorbilder für den Einstieg in die 
Politik wirken und für Kommunalpolitik werben. Wichtig wäre es, sie als Mentorinnen und 
Mentoren für Nachwuchspolitikerinnen zu gewinnen. Auf sie könnte zurückgegriffen werden, 
um vor Ort über ihre Arbeit zu berichten, und sie könnten interessierten Frauen anbieten, sie 
bei ihrer kommunalpolitischen Arbeit zu begleiten.

22.	 Frauen, die sich einmal in die komplizierte Thematik „Kommunalpolitik“ eingearbeitet haben, 
sollten von den Parteien und Wählergemeinschaften „gehalten“ werden. Sie stellen ein wichti-
ges Reservoir für künftige Kandidaturen dar.

23.	 Eine Möglichkeit, um Netzwerke zu initiieren und Erfahrungen zu vermitteln, können Input- 
und Diskussionsworkshops sein. Über diese können parteiübergreifend aktive Landes- und 
Kommunalpolitikerinnen, sachkundige Einwohnerinnen und Interessierte zusammengebracht 
und möglicherweise für ein (weiteres) Engagement gewonnen werden.

Es zeigt sich, dass regionale Spezifika wie die ländliche Prägung, Infrastruktur, Demo-
grafie, aber auch politische Kultur neben männlich geprägter Kommunikation und Ver-
haltensweisen sowie parteiinternen Dynamiken eine zentrale Rolle spielen. Nicht zuletzt 
entscheiden die Wählerin und der Wähler über die Erlangung von Mandaten. Ungeachtet 
dessen bleibt es vor dem Hintergrund von Mitglieder- und Kandidatenschwund sowie des 
Mehrwertes einer gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern Aufgabe, das vor-
handene Reservoir in der Bevölkerung zu aktivieren und besser auszuschöpfen.
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Anhang

Ost-West-Vergleich

25 Jahre nach dem Beitritt der DDR zum Geltungs-
bereich des Grundgesetzes gibt es hinsichtlich vieler 
Faktoren weiter deutliche Unterschiede zwischen den 
neuen und den alten Ländern der Bundesrepublik. 
So nähert sich die Wirtschaftskraft in Ostdeutsch-
land noch immer nur sehr langsam der der alten 
Länder an. Konkret ist in zentralen ökonomischen 
Statistiken (siehe Abb. 10 und 11) sogar ein – aller-
dings im Auf und Ab – gleichbleibender Abstand zu 
konstatieren.118

Zudem wirken Sozialisationsmuster, die in der DDR 
entstanden, heute noch nach.119 Dabei gleicht sich 
das präferierte Familienmodell immer mehr an das 
in der DDR gängige Modell an. Dieser Faktor lässt 
sich u. a. mit der Berufstätigkeit von Frauen und der 
Nutzung von Kinderbetreuungseinrichtungen bele-
gen (siehe Tab. 23).

Die Zivilgesellschaft ist in den ostdeutschen Ländern 
weniger stark entwickelt. Diese Besonderheiten sind 
auch hinsichtlich der Frage der Beteiligung von Frau-
en in und aus den ostdeutschen Ländern an der Kom-
munal-, Landes- und Bundespolitik festzustellen.
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Abbildung 11 
Quelle: Eigene Darstellung nach 
Daten der Bundesagentur für 
Arbeit (Koschkar/Nestler 2016)
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Frauen in der  
deutschen Gesellschaft 
i m  O s t - W e s t - V e rgl   e i c h

Er  w e rb  s tät i gk  e i t s q u o t e  v o n  F r a u e n

J a hr  W e s t O s t

1991 54,6 66,8

1995 54,5 57,5

2000 57,7 57,7

2006 61,5 60,8

2010 65,6 68,2

2012 67,5 69,1

K i n d e rb  e t r e u u n g s q u o t e  2 0 1 3

0 bis 1 Jahr 2,6 4,8

1 bis 2 Jahre 25,7 63,9

2 bis 3 Jahre 49,5 84,5

F e r t i l i tät s r at e

J a hr  W e s t O s t

1990 1,45 1,52

1995 1,34 0,84

2000 1,41 1,21

2005 1,36 1,3

2010 1,39 1,46

2013 1,41 1,49

A n t e i l  e i n e s  J a hrg   a n g s  
o h n e  S c h u l a b s c hl u s s

1995 9,0 12,0

2000 8,0 10,0

2005 6,0 10,0

2010 6,0 10,0

2013 5,0 9,0

Tabelle 23  
Quellen: Statistische Ämter der Länder 

und des Bundes (für Bildung und 

Betreuung); Statistisches Bundesamt 

(für Fertilität); Holst, Elke/Wieber, 

Anna: Bei der Erwerbstätigkeit der 

Frauen liegt Ostdeutschland vorn, in: 

DIW Wochenbericht: Arbeitszeit und 

Erwerbstätigkeit, Stand: 02.10.2014 

81.  Jg., 2014, H. 40, S. 967-975  

(für Erwerbstätigkeit) (Koschkar/

Nestler 2016)
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Übersicht der verwendeten Parteikürzel

AbguWka		  Aktionsbündnis gegen unkontrollierten Windkraftausbau
ABLR			   Allianz Bauern und ländlicher Raum
Adomeit			W  ählergruppe Adomeit
AfD			   Alternative für Deutschland
AfL			   Alternative für Ludwigslust
AL			   Alternative Liste
[ASK]			   Aktion Stadt und Kulturschutz
AUF			   AUF – Partei für Arbeit, Umwelt und Familie, Christen für Deutschland
Aufbruch 09		  Aufbruch 09 für Vielfalt und Mitbestimmung
Bauernverband		B  auernverband
BfR			B   ündnis für Rügen
BfS			B   ürger für Stralsund
BG			B   ürgerliste Greifswald
B90/Grüne		BÜNDNI  S 90 / DIE GRÜNEN
CDU			C   hristlich Demokratische Union Deutschlands
DIE LINKE		DI  E LINKE
FDP			   Freie Demokratische Partei
FW			   Freie Wähler
FW LUP		  Freie Wähler Ludwigslust-Parchim
FW NWM		  Freie Wähler Nordwest-Mecklenburg
Graue			   Graue Rostock
KfV			K   ompetenz für Vorpommern
LUL			L   ändlicher Raum, Umwelt und Landwirtschaft
NPD			N   ationaldemokratische Partei Deutschlands
Piraten			P   iratenpartei Deutschland
Rentner			R  entner Partei Deutschlands
Rostocker Bund		R  ostocker Bund
SPD			   Sozialdemokratische Partei Deutschlands
UB			U   nabhängige Bürger
UFR			U   nabhängige Bürger FÜR Rostock
WG			W   ählergemeinschaft
WG BV-LR		W  ählergemeinschaft „Bauernverband – Ländlicher Raum“
WGLR			W   ählergemeinschaft ländlicher Raum
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Darüber hinaus bietet sie Seminare u. a. zu den Klassikern des politischen 
Denkens, zu Gerechtigkeitstheorien, zum Lobbyismus und zur Zuwande-
rung in die Bundesrepublik an.

Christian Nestler, M.A., geboren 1984 in Rostock, Studium der Politikwis-
senschaft und neueren Geschichte Europas an der Universität Rostock. Der-
zeit wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Vergleichende Regie-
rungslehre des Instituts für Politik- und Verwaltungswissenschaften an der 
Universität Rostock. Er promoviert zum Thema der „Systemwechsel im 20. 
Jahrhundert in Deutschland – Am Beispiel der Universität Rostock“. Seine 
Forschungsschwerpunkte sind die politischen Systeme Mittel- und Osteuro-
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und Populismusforschung beobachtet und analysiert er hier das Verhalten 
vorhandener und das Entstehen neuer Parteien. Zu beiden Aspekten hat er 
umfangreich publiziert, wobei aus seiner Mitarbeit in der Arbeitsgruppe Po-
litik und Wahlen in Mecklenburg-Vorpommern der Blick auf das Bundesland 
essentieller Bestandteil war. Darüber hinaus beschäftigt er sich mit generatio-
nalen Dynamiken vor allem der „letzten“ DDR-Generation, den sogenannten 
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Die Gleichberechtigung der Frau in der Gesellschaft ist ein Anspruch, der scheinbar Selbstver-
ständlichkeit in Deutschland ist. Zumal er über Artikel 3 des Grundgesetzes bereits seit 1949 einen 
Auftrag, auch an den Staat, mit Verfassungsrang darstellt. Es zeigt sich jedoch, dass der Prozess in 
Lebensbereichen mit einer pyramidalen Aufstiegssystematik sowie einem deutlichen Machtbezug 
langwierig und mit vielen Hürden verbunden bleibt. Dies wird beispielsweise in Wirtschaft, Ver-
waltung, Wissenschaft und Politik deutlich.

Die vorliegende Studie nimmt den letzten Bereich in den Blick und untersucht exemplarisch am 
bisher kaum erforschten Fall des Landes Mecklenburg-Vorpommern, wie der Ist-Stand der Parti-
zipation von Frauen an Landes- und Kommunalpolitik ist. Darüber hinaus wurden umfangreiche 
qualitative Gruppeninterviews mit Politikerinnen geführt, um fördernde und hemmende Faktoren 
des Einstiegs in Politik zu verifizieren.

Es zeigt sich, dass regionale Spezifika wie die ländliche Prägung, Infrastruktur, Demografie aber 
auch politische Kultur, neben männlich geprägter Kommunikation und Verhaltensweisen sowie 
parteiinternen Dynamiken eine zentrale Rolle spielen. Nicht zuletzt entscheidet die Wählerin bzw. 
der Wähler über die Erlangung von Mandaten. Ungeachtet dessen bleibt es gerade vor dem Hin-
tergrund von Mitglieder- und Kandidatenschwund bei den Parteien sowie des Mehrwertes einer 
gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern an der Politik eine zentrale Aufgabe, das 
vorhandene Reservoir in der Bevölkerung zu aktivieren und besser auszuschöpfen.
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